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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Bundesrat

Die Vorschläge von Rhinow und Petitpierre blieben aber nicht unwidersprochen. SVP-
Präsident Uhlmann, welcher zuvor an einer Parteidelegiertenversammlung dem
Bundesrat Handlungsschwäche vorgeworfen und von einer eigentlichen Führungskrise
gesprochen hatte, kritisierte sie als zu weitgehend und lobte das System der
siebenköpfigen Kollegialbehörde als kompakt und schlagkräftig. Erforderlich seien
allerdings rasche Massnahmen zur Entlastung der Bundesräte von Unwesentlichem und
die Schaffung von Staatssekretären für die Vertretung der Regierung auf internationaler
Ebene. 1

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 26.02.1990
HANS HIRTER

Namentlich die Fichenaffäre, aber auch der unsichere Ausgang der laufenden
Verhandlungen mit der EG über den Europäischen Wirtschaftsraum (EWR) und die
Probleme beim Vollzug der Asylpolitik führten zu vermehrten Zweifeln an der
Funktionsfähigkeit des schweizerischen politischen Systems insgesamt und der
Regierung im besonderen.

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 30.12.1990
HANS HIRTER

In schöner Regelmässigkeit wird in der Schweiz, vorzugsweise vor Bundesratswahlen,
die Zweckmässigkeit der Fortführung der sogenannten Zauberformel, d.h. der seit 1959
unveränderten parteipolitischen Zusammensetzung des Bundesrates zur Diskussion
gestellt. Dieses Jahr wurde die Debatte vom Tessiner Nationalrat Cotti (cvp) lanciert. Er
regte an, dass die neugewählte Bundesversammlung sich vor der Bundesratswahl im
Dezember zu einer ausserordentlichen Session treffen sollte, um über ein verbindliches
Regierungsprogramm zu beraten. Die Regierungsbeteiligung der Parteien sollte von der
Zustimmung zu diesem Programm abhängig gemacht werden. Die SP setzte sich sofort
vehement gegen diesen Vorschlag zur Wehr. Sie kritisierte ihn als Manöver, um die SP
entweder auf bürgerliche Positionen zu verpflichten oder aus der Regierung zu
drängen. Aber auch die Parteipräsidenten Steinegger (fdp) und Segmüller (cvp) zeigten
keine Begeisterung für diese Idee. Die vier Regierungsparteien beschlossen immerhin,
nach den Parlamentswahlen im November die Weiterführung der Zauberformel und die
zukünftige Regierungspolitik gemeinsam zu diskutieren. 2

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 09.11.1991
HANS HIRTER

In ihrem ersten gemeinsamen Gespräch im November kamen die Spitzen der
Regierungsparteien überein, die parteipolitische Zusammensetzung des Bundesrates
nicht anzutasten. Sie beschlossen, die Differenzen und Gemeinsamkeiten zu
verschiedenen wichtigen Themen zu diskutieren, ohne aber den Versuch zu
unternehmen, sich auf ein gemeinsames Regierungsprogramm zu verpflichten. In
weiteren Sitzungen einigte man sich darauf, auch die personelle Zusammensetzung des
Bundesrates nicht zu verändern. 3

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 03.12.1991
HANS HIRTER

Als nächster belebte SVP-Generalsekretär Friedli die Debatte mit dem Aufruf, nicht
die Zauberformel, sondern die personelle Besetzung des Bundesrates zu überprüfen.
Er machte die Unentschlossenheit der Regierung zumindest mitverantwortlich für das
mässige bis schlechte Abschneiden der Regierungsparteien bei den
Parlamentswahlen. 4

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 31.12.1991
HANS HIRTER

Der Bundesrat beschloss an einer Klausurtagung im Juni, dass er eine grundlegende
Regierungsreform nicht mehr in diesem Jahrhundert verwirklichen möchte. Als ohne
Verfassungsänderung durchführbare Sofortmassnahme schlug er vor, die Regierung
durch zwei bis maximal vier zusätzliche Staatssekretäre je Departement zu entlasten.
Diese würden im Rahmen eines flexibel gestalteten Pflichtenheftes sowohl im Inland
(Verwaltungsleitung, Beziehungen zum Parlament) als auch im Ausland zum Einsatz
kommen. An einer weiteren Klausurtagung im November konkretisierte der Bundesrat

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 23.10.1992
HANS HIRTER
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seine Vorstellungen. Demnach sollte jeder Bundesrat freie Hand bei der Ausgestaltung
der Führungsstrukturen seines Departements erhalten. Die Staatssekretäre (die auch
einen anderen Titel, wie z.B. Vizebundesrat tragen könnten) würden den
departementalen Führungsgremien angehören, den Departementschef vor der
Öffentlichkeit, vor parlamentarischen Kommissionen und zum Teil auch vor dem
Parlament vertreten. Da sie in bestimmten Fällen – allerdings ohne Stimmrecht – an
Bundesratssitzungen teilnehmen könnten, dürften sie im Ausland als
Kabinettsmitglieder akzeptiert werden. 5

Während die Kantonalparteien der SP noch über allfällige Nominationen diskutierten,
publizierten einige Medien schon Meinungsumfragen, welche Brunner mit grossem
Vorsprung an der Spitze der Popularitätsliste sahen. Unmittelbar nach der ersten
Nennung von möglichen Kandidierenden befasste sich die Boulevardzeitung Blick auch
bereits mit deren Privatleben und warnte, dass die Tatsache, dass Brunner geschieden
sei, nicht zu einer „Schlammschlacht“ führen dürfe. Zu einer „Schlammschlacht“ kam
es dann allerdings nicht wegen ihres Familienlebens, sondern wegen eines anonymen
Briefs, in welchem mit der Veröffentlichung von kompromittierendem Material aus dem
Privatleben im Falle einer Wahl Brunners gedroht wurde. Bei aller Empörung über
derartige anonyme Erpressungen zitierten namentlich die elektronischen Medien diese
Anschuldigungen ausführlich, und CVP-Präsident Schmid (cvp, AI) verlangte im ersten
Eifer eine „Unbedenklichkeitsüberprüfung“. Überzeugender reagierte Brunner selbst,
indem sie an einer Medienkonferenz die Anwürfe zurückwies und bekanntgab, dass sie
eine Strafanzeige gegen Unbekannt wegen Verleumdung und übler Nachrede
eingereicht habe. 6

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 10.02.1993
HANS HIRTER

Konkrete politische Gründe für die Nichtwahl Brunners liessen sich eigentlich kaum
ausmachen. Sie hatte zwar seinerzeit der GSoA-Initiative für eine Abschaffung der
Armee zugestimmt, das traf aber auch auf Dreifuss zu. Sowohl bürgerliche als auch linke
Kommentatoren ordneten sie — wie auch Matthey und die schliesslich gewählte
Dreifuss — dem gemässigt-reformistischen Flügel innerhalb der SP zu. Dass es auch
nicht um die Frage ging, ob der Bundesrat ein reines Männergremium bleiben soll,
zeigte die Wahl von Ruth Dreifuss. Ausschlaggebend dürfte wohl gewesen sein, dass die
jugendlich und spontan wirkende Brunner dem Rollenverständnis einer Mehrzahl der
Parlamentarier nicht entsprach. Darüber hinaus zeigte der Wahlvorgang aber auch auf,
dass sowohl der SP als auch den drei bürgerlichen Regierungsparteien zumindest
momentan ausserordentlich viel an der Beibehaltung der sogenannten Zauberformel
für die Regierungszusammensetzung gelegen war. 7

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 26.03.1993
HANS HIRTER

Die dreifache Niederlage des Bundesrates - und des Parlaments - in der
Volksabstimmung vom 12. Juni intensivierte die v.a. nach der gescheiterten EWR-Politik
aufgekommene Diskussion darüber, inwiefern der Bundesrat noch das Vertrauen einer
Mehrheit der Bürgerinnen und Bürger geniesse. Die Vox-Befragung nach der
Volksabstimmung vom Juni zeigte, dass das Misstrauen in den Bundesrat heute vor
allem bei der älteren Landbevölkerung - und dort insbesondere bei den Bauern - am
stärksten verbreitet ist. Auch der Bundesrat selbst befasste sich mit diesem Thema und
nahm sich vor, mit einer besseren Informationspolitik, klareren inhaltlichen
Schwerpunkten und einer engeren politischen Einbindung aller Bundesratsparteien
Glaubwürdigkeit und Vertrauen zurückzugewinnen. 8

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 22.06.1994
HANS HIRTER

Dass für Delamuraz’ Nachfolge nur jemand aus dem französischen Sprachraum in Frage
kommen konnte war ebenso unbestritten wie der Sitzanspruch der FDP. Als Kronfavorit
stand von Anfang an der 56jährige Walliser Pascal Couchepin fest, der seit 1979 dem
Nationalrat angehört und von 1989 bis 1996 die FDP-Fraktion präsidiert hatte. Neben
dem von seiner Kantonalpartei nominierten Couchepin meldete auch der Kanton
Neuenburg seine Ansprüche an. Die FDP präsentierte den eher am rechten Rand des
Freisinns einzuordnenden Nationalrat Claude Frey als Kandidaten. Aus Kreisen des
linken Flügels der welschen Freisinnigen und der Christlichdemokraten wurde zudem
der Name des ehemaligen Genfer Ständerates Gilles Petitpierre ins Spiel gebracht.
Dieser hätte allerdings, um wählbar zu sein, sein Wohndomizil vor dem Wahltag in
seinen Geburtskanton Neuenburg verlegen müssen, da der Kanton Genf mit Ruth
Dreifuss bereits über einen Sitz verfügt. Petitpierre lehnte dies zunächst ab, meldete

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 19.02.1998
HANS HIRTER
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seine Kandidatur aber trotzdem bei der FDP und der Bundeskanzlei an. Erst unmittelbar
vor der Kandidatennominierung durch die FDP-Fraktion erklärte er sich zu einem
Domizilwechsel bereit, welchen er dann auch eine Woche vor dem Wahltag vollzog.
Nachdem Nationalrat Pidoux (fdp, VD), dem als erfahrenem Parlamentarier auf
nationaler Ebene und ehemaligem Regierungsrat einige Wahlchancen zugesprochen
worden waren, auf eine Kandidatur verzichtet hatte, zeichnet sich ab, dass es für die
Waadtländer Freisinnigen schwierig sein würde, ihren traditionellen Bundesratssitz zu
halten. 9

Der bei den Bundesratswahlen der neueren Zeit regelmässig auftauchende Ruf nach
einer besseren Vertretung der Frauen war an sich schwer einlösbar, waren doch die
welschen Freisinnigen nur gerade mit zwei Frauen in der Bundesversammlung
vertreten: die als Genferin nicht wählbare Françoise Saudan und die erst seit Herbst
1995 dem Nationalrat angehörende Waadtländerin Christiane Langenberger.
Langenberger erklärte, dass sie nicht kandidieren wolle, da sie weder von der
Kantonalpartei noch von der FDP-Fraktion im Bundeshaus voll unterstützt werde. Im
Laufe der Wahlvorbereitungen ertönte die Forderung von Frauen in Parteien (zuerst aus
der SP und der GP, dann auch aus bürgerlichen) und anderen Organisationen immer
lauter, dass unbedingt eine Frau kandidieren müsse. Gut einen Monat nach ihrer
Verzichterklärung kam Christiane Langenberger auf ihren Entscheid zurück und liess
sich von der Waadtländer FDP und von den FDP-Frauen als Kandidatin anmelden. 10

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 27.02.1998
HANS HIRTER

Der Delegiertenrat der FDP gab zuhanden der Fraktion keine besondere Empfehlung für
eine der drei von den Kantonalsektionen eingereichten Kandidaturen ab, wünschte aber
einen Doppelvorschlag, womöglich mit einer Frau; auf die Bewerbung des nicht von
einer Kantonalsektion vorgeschlagenen und vor einem Wohnsitzwechsel auch nicht
wählbaren Petitpierre ging sie nicht ein. Die Fraktion hielt sich an diese Empfehlung
und nominierte am 3. März Pascal Couchepin und Christiane Langenberger. 11

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 28.02.1998
HANS HIRTER

Während sich die Wirtschaft über das Wahlergebnis freute, reagierte die Linke, und
dabei insbesondere ihre weiblichen Vertreterinnen mit Empörung. Nicht nur zog der
von ihnen kategorisch als nicht wählbar erklärte Blocher in die Landesregierung ein,
sondern durch den Sieg von Merz über die von der Linken unterstützte Beerli wurde die
Vertretung der wirtschaftsnahen Rechten im Bundesrat noch zusätzlich verstärkt. Dazu
kam, dass mit der Nichtwiederwahl Metzlers und der Niederlage von Beerli die
Frauenvertretung in der Regierung auf Calmy-Rey zusammenschrumpfte. Daran waren
allerdings die SP-Parlamentarierinnen nicht ganz unschuldig, hatten sie doch nach
eigener Aussage bei der Besetzung des CVP-Sitzes für den ihnen politisch näher
stehenden Deiss und nicht für Metzler gestimmt. Unzufrieden mit dem Wahlausgang
waren aber auch die Frauen der CVP und der FDP. Am Abend nach der Wahl fand in
Bern eine erste Protestdemonstration statt, welche am folgenden Samstag in grösserem
Rahmen mit rund 12'000 Teilnehmenden wiederholt wurde. 12

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 15.12.2003
HANS HIRTER

Kommentatoren hielten zum ersten Amtsjahr des Bundesrates in neuer
parteipolitischer Zusammensetzung und mit dem umstrittenen früheren
Oppositionspolitiker Christoph Blocher (svp) fest, dass sich inhaltlich an der
Regierungspolitik noch nichts Wesentliches geändert habe. Feststellbar war hingegen
ein noch grösseres Interesse der Medien am Verhalten einzelner Bundesräte (v.a.
Blocher) im Bundesratskollegium und an deren Stellungnahmen dazu sowie die
ausführliche Berichterstattung über zum Teil vermutete, zum Teil nach aussen
kommunizierte interne Konflikte. Zu grossen Diskussionen Anlass gaben nicht Projekte
und Vorschläge aus Blochers Departement, sondern dessen Verhalten bei
Volksabstimmungen. So hatte Blocher als Chef des EJPD drei Vorlagen in der
Volksabstimmung zu vertreten, die von der Regierung vor seinem Eintritt beschlossen
worden waren und die er als Parlamentarier bekämpft hatte (Verwahrungsinitiative,
Einbürgerung). Bei seinen wenigen öffentlichen Auftritten im Rahmen dieser
Abstimmungskampagnen warb er nicht um Zustimmung zur Bundesratsempfehlung,
sondern beschränkte sich darauf, neutral die Gründe der Gesamtregierung dafür
darzulegen und auf allfällige Vor- und Nachteile hinzuweisen. Keine Zurückhaltung legte
er demgegenüber bei anderen, ihm genehmen Vorlagen, wie etwa dem Steuerpaket, an
den Tag. Für einen Eklat sorgte sein expliziter Verzicht, beim gemeinsamen

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 22.12.2004
HANS HIRTER
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Medienauftritt mit den Bundesräten Leuenberger und Couchepin am
Abstimmungssonntag vom 26. September das Volksnein zu den aus seinem
Departement stammenden Einbürgerungsvorlagen zu kommentieren. Er begründete
dies damit, dass die Regierung Volksentscheide zu akzeptieren habe, ohne sie zu
kritisieren oder zu kommentieren. Insbesondere in der Westschweiz, welche an diesem
Tag einmal mehr von der Deutschschweiz überstimmt worden war, wurde moniert, dass
die Landesregierung gerade in solchen Fällen eine Stellungnahme abzugeben hätte. Sie
müsste dabei auch erklären, was sie plane, um den offensichtlich unterschiedlichen
Einstellungen und Interessen der Sprachregionen Rechnung zu tragen. (Siehe auch
Ständeratspräsident Schiesser (fdp, GL) in seiner Mitteilung zu den Abstimmungen vom
26. September.) 13

Es ist zwar nicht neu, kommt aber im Vergleich zu früher wesentlich häufiger vor, dass
den Medien Informationen aus den Bundesratsberatungen und den dazugehörenden
Positionspapieren zugespielt werden. Beobachter führten dies auf die mit dem
Amtsantritt Christoph Blochers verschärfte Polarisierung innerhalb der Regierung
zurück. Vermutet wurde, dass in die Amtsgeschäfte eingeweihte Mitarbeiter der
Verwaltung Indiskretionen mit dem Ziel begehen würden, der Position ihres
Departementschefs grösseres Gewicht zu verleihen oder diese der Öffentlichkeit
überhaupt klar zu machen. Bundeskanzlerin Huber reichte zu Jahresbeginn bei der
Bundesanwaltschaft mehrere Strafanzeigen gegen Unbekannt wegen
Amtsgeheimnisverletzung ein. Als desaströs und für die Swisscom geschäftsschädigend
bezeichneten Parlamentarier und Medien die Informationspolitik der Landesregierung
Ende November im Zusammenhang mit ihren Entscheiden über die Geschäftsstrategie
der Swisscom. Obwohl der Bundesrat vorläufiges Stillschweigen über sein Verbot eines
Auslandengagements der Swisscom beschlossen hatte (er wollte zuerst die Swisscom
selbst informieren), geriet diese Nachricht vorzeitig an die Öffentlichkeit. Dies geschah,
weil Bundesrat Blocher sie in einem zum voraus produzierten Radio-Interview verraten
hatte. Ob Absicht hinter dieser Indiskretion steckte, lassen die
Geschäftsprüfungskommissionen beider Räte durch eine Subkommission abklären. 14

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 16.12.2005
HANS HIRTER

Zur allgemeinen Überraschung kündigte Bundesrat Joseph Deiss (cvp) am 27. April
seinen Rücktritt auf Ende Juli an. Der 60jährige hatte der Landesregierung während
sieben Jahren angehört, zuerst als Aussenminister, dann als Vorsteher des EVD. Die
erfolgreich verlaufene Volksabstimmung über den UNO-Beitritt sowie die Aushandlung
der bilateralen Verträge mit der EU wurden als grösste politische Leistungen des
engagierten, aber wenig spektakulären Freiburgers gewürdigt. Deiss verhehlte nicht,
dass er als pragmatischer Konsenspolitiker Mühe hatte mit der seit der Wahl von
Christoph Blocher zum Bundesrat rauher gewordenen Gangart in der Regierung und mit
dem selbstbezogenen Verhalten einzelner ihrer Mitglieder. Für die in der Junisession
vorzunehmende Ersatzwahl galten in den Medien sofort die CVP-Präsidentin und
Nationalrätin Doris Leuthard (AG) sowie der CVP-Fraktionschef und Ständerat Urs
Schwaller (FR) als Favoriten. 15

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 27.04.2006
HANS HIRTER

Auch im vierten Jahr seiner Tätigkeit als Bundesrat stand Christoph Blocher im
Zentrum des politischen Interesses. Er selbst trat an unzähligen
Wahlkampfveranstaltungen seiner Partei auf und sein Porträt zierte während Wochen
die Wahlinserate und -plakate der SVP. Im Sommer veröffentlichte ein ihm
nahestehender Journalist ein Buch mit einer Zusammenstellung der
unternehmerischen und politischen Führungsprinzipien Blochers. Bei diesen steht das
kompromisslose Erfüllen von Aufträgen im Rahmen einer strengen hierarchischen
Ordnung im Zentrum. Ab Mitte September produzierte derselbe Journalist wöchentlich
ein Interview mit Blocher, das unter dem Titel „Blocher-TV“ als Video ins Internet
gestellt und auch vom Schaffhauser Lokalfernsehen und, zumindest am Anfang, noch
von einigen weiteren lokalen Fernsehstationen in der Ost- und Zentralschweiz
ausgestrahlt wurde. Auch Blochers politische Gegner gaben vor den Parlamentswahlen
ein Buch heraus. Darin finden sich neben Analysen und allgemeineren Betrachtungen
zum Aufstieg von Blocher und seiner SVP auch Aufrufe zu dessen Nichtwiederwahl als
Bundesrat. 16

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 01.07.2007
HANS HIRTER
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Wie noch nie zuvor war 2007 die parteipolitische und personelle Zusammensetzung
des Bundesrates ein Thema für die nationalen Parlamentswahlen gewesen. Anlass
dafür war nicht so sehr die 2003 an die neuen Kräfteverhältnisse angepasste
Zauberformel an sich, sondern die Person des damals in die Landesregierung gewählten
zweiten SVP-Vertreters, Christoph Blocher. Die SVP beschwor an ihrer
Delegiertenversammlung zu Jahresbeginn Schreckensszenarien herauf, die über die
Schweiz im Fall einer Nichtwiederwahl Blochers hereinbrechen würden. Die Delegierten
bestätigten an diesem Anlass auch einen früheren Beschluss ihrer Parlamentsfraktion,
dass die Partei im Fall seiner Nichtwahl alle übrigen in den Bundesrat gewählten SVP-
Mitglieder aus der Fraktion ausschliessen würde. Der zweite SVP-Bundesrat, Samuel
Schmid, zeigte sich davon allerdings wenig beeindruckt und erklärte, dass er auch bei
einer Abwahl Blochers in der Regierung bleiben würde. Die SP und die Grünen gaben
den Gegenpart zur SVP und verkündeten, dass Blocher nicht länger als Bundesrat
tragbar sei und auch in der CVP sprachen sich massgebliche Personen gegen eine
Wiederwahl Blochers aus. 17

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 01.11.2007
HANS HIRTER

Die SP begann spätestens im Sommer Avancen gegenüber der CVP (die 2003 wegen der
Wahl Blochers ihren zweiten Bundesratssitz verloren hatte) zu machen. Sie schlug ihr
vor, gemeinsam einen Sitz für die CVP zurückzuerobern. Zuerst monierte
Parteipräsident Fehr (sp, SH), die mit zwei Sitzen überproportional vertretene FDP ins
Visier zu nehmen. Die CVP reagierte jedoch zurückhaltend bis ablehnend auf diesen
Vorschlag, nicht zuletzt auch deshalb, weil sie vor den Parlamentswahlen kein Interesse
hatte, als Partnerin der Linken zu erscheinen. Aber auch die Grünen stellten sich in
diesem Fall nicht hinter die SP, sondern verlangten vielmehr einen Sitz für sich selbst,
und zwar denjenigen von Blocher. Ende August nahm die SVP diese öffentlichen
Forderungen nach einer Abwahl Blochers – notabene von Parteien, die Blocher auch
2003 nicht die Stimme gegeben hatten – zum Anlass, um an einer Medienkonferenz von
einem „Geheimplan“ zur Abwahl Blochers zu warnen. Sie lancierte eine millionenteure
Inserate- und Plakatekampagne, in der sie mit dem Slogan: „Blocher stärken! SVP
wählen“ dazu aufrief, bei den Parlamentswahlen dafür zu sorgen, dass der von diesem
„Geheimplan“ bedrohte Blocher Bundesrat bleiben könne. Ohne Blocher in der
Landesregierung würden gemäss den SVP-Inseraten die Steuern ansteigen, die Schweiz
der EU beitreten, die demokratischen Rechte abgebaut und die Kriminalität zunehmen.
Der Bericht einer Subkommission der GPK-NR im Sommer 2006, der die Beteiligung
Blochers an einem Komplott zur Entlassung von Bundesanwalt Roschacher suggerierte,
stellte für Blocher und die SVP einen weiteren Beweis für die Existenz eines solchen
Geheimplans gegen Blocher dar. Diese Inseratekampagne der SVP sorgte auch bei
Freisinnigen, namentlich aus der französischen Schweiz, für Unmut. Bundesrat
Couchepin kritisierte sie in einem Interview im Radio der italienischen Schweiz und
erwähnte, dass diese Werbung, die das Wohl des Landes von der Wiederwahl einer
einzigen Person abhängig mache, ihn an die Propaganda der italienischen Faschisten
mit dem Duce Mussolini erinnere. 18

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 02.11.2007
HANS HIRTER

Die Kommentare in den Medien zur Nichtwiederwahl Blochers waren sich ziemlich
einig, dass Blocher nicht wegen seiner Politik als Bundesrat gescheitert war, sondern
wegen der permanenten Angriffe von ihm und seiner Partei gegen alle anderen
politischen Kräfte. Der weitgehend auf seine Person ausgerichtete
Parlamentswahlkampf der SVP hatte für viele bürgerliche Politiker, vor allem aus der
CVP aber auch aus der FDP, das Fass zum Überlaufen gebracht. 19

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 14.12.2007
HANS HIRTER

Im Berichtsjahr kam es zu einer Ersatzwahl für den Bundesrat. Der Vorsteher des VBS,
Samuel Schmid, erklärte am 12. November seinen Rücktritt auf den 31. Dezember nach
acht Jahren Regierungstätigkeit. Er gab für diesen Entscheid „persönliche,
gesundheitliche, aber auch politische Gründe“ an. Seine Amtsmüdigkeit stand in
direktem Zusammenhang mit der Kritik an seiner Departementsführung, die sich im
Berichtsjahr wesentlich verstärkt hatte. Anlässe zu diesen Vorwürfen boten
verschiedene Vorkommnisse in der Armee, namentlich Unfälle mit tödlichem Ausgang,
und die Umstände der im Vorjahr erfolgten Wahl des Armeechefs Roland Nef.
Besonders intensiv wurde Schmid von seiner früheren Partei, der SVP, während des
ganzen Jahres aufs Korn genommen. Diese Angriffe hatte es im Zusammenhang mit der
von der SVP grundsätzlich bekämpften Armeereform schon immer gegeben, sie hatten
sich aber nach der gescheiterten Wiederwahl ihres Bundesrats Christoph Blocher im
Dezember 2007 intensiviert. Nationalrat Bortoluzzi (svp, ZH) hatte Schmid gleich zu

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 12.11.2008
HANS HIRTER
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Jahresbeginn angedroht, dass er weg müsse, wenn es ihm nicht rasch gelinge, „die
Armee zu stärken“. Sekundiert wurden diese Angriffe und Nadelstiche von der
armeekritischen Linken, welche gemeinsam mit der SVP einmal mehr das
Rüstungsprogramm im Nationalrat zu Fall brachte, und von der vor allem an den
personellen Aspekten der Politik interessierten Sonntagspresse. Die Attacken waren im
Sommer nach dem Übertritt Schmids in die von der SVP abgespaltene Bürgerlich-
Demokratische Partei (BDP) noch heftiger geworden. Im Zusammenhang mit der Affäre
Nef häuften sich im Juli in einigen Medien die Aufforderungen an Schmid, von seinem
Amt zurückzutreten; diese Forderung wurde auch von der GP und der SVP übernommen
und von ihnen in der Sicherheitspolitischen Kommission des Nationalrats erfolglos
beantragt. 20

CVP-Präsident Darbellay (VS) hatte bereits im Februar angekündigt, dass seine Partei
der FDP bei der nächsten Vakanz einen ihrer beiden Sitze streitig machen werde. Dabei
rechtfertigte die CVP ihren Anspruch sowohl politisch als auch rechnerisch. Politisch
sei die CVP zu bevorzugen, weil die FDP nach rechts in die Näher der SVP gerutscht sei
und nur die CVP die wahre Mitte verkörpere. Rechnerisch gesehen habe die FDP zwar
bei den letzten Wahlen den grösseren Wähleranteil erreicht, die Fraktionsgemeinschaft
aus CVP, GLP und EVP verfüge aber über die grössere Nationalratsfraktion. Nachdem
sich zuerst Darbellay selbst ins Spiel gebracht hatte, kristallisierte sich bald Ständerat
und Fraktionschef Urs Schwaller (FR) als aussichtsreichster Kandidat heraus. Sein
Manko bestand allerdings darin, dass er deutscher Muttersprache ist und zudem auch
im deutschsprachigen Teil des mehrheitlich französischsprachigen Kantons wohnt. Von
der FDP und auch von einem Teil der französischsprachigen Presse wurde sofort
moniert, dass er deshalb nicht als Vertreter der Romandie gelten könne. Seine
Kantonalpartei nominierte nicht nur ihn, sondern auch den französischsprachigen
Freiburger Nationalrat de Buman. Die CVP-Fraktion entschied sich für eine
Einerkandidatur und portierte Schwaller.

Die Medien spekulierten bereits vor der Rücktrittserklärung Couchepins über
erfolgversprechende freisinnige Kandidaturen aus der Romandie und dem Tessin. Im
Vordergrund standen dabei Nationalrat und Parteipräsident Fulvio Pelli (TI), Ständerat
Didier Burkhalter (NE), die beiden Genfer Nationalräte Martine Brunschwig Graf und
Christian Lüscher, welche ursprünglich zu den Liberalen gehört hatten, sowie der
Waadtländer Regierungsrat Pascal Broulis. Von ihren respektiven Kantonalparteien
zuhanden der FDP-Fraktion nominiert wurden Burkhalter, Brunschwig Graf und
Lüscher; Pelli wurde von seiner Kantonalpartei empfohlen, aber nicht als offizieller
Kandidat angemeldet. Die freisinnig-liberale Fraktion entschied sich Ende August für
ein Zweierticket und schickte Burkhalter und Lüscher ins Rennen. 21

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 09.09.2009
HANS HIRTER

Die Idee eines Bildungsdepartements erhielt neue Nahrung durch 16 Professoren, die
den Bundesrat aufforderten, ein Departement zu schaffen, das alleine für Bildung,
Forschung, Innovation und Kultur zuständig sein soll. 22

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 19.04.2010
MARC BÜHLMANN

Mit dem Rücktritt der SP-Bundesrätin Calmy-Rey veränderte sich die Ausgangslage für
die Bundesratserneuerungswahlen im Dezember nur unwesentlich, da sich die
Diskussionen insbesondere um die Nichtbestätigung von Eveline Widmer-Schlumpf
oder allenfalls einer der beiden FDP-Bundesräte drehte. Die SVP pochte zwar auf einen
zweiten Sitz und drohte auch der SP mit einem Angriff, falls diese die Wiederwahl von
Eveline Widmer-Schlumpf unterstütze. Eine Sanktionierung der SP wurde aber
insgesamt als wenig wahrscheinlich betrachtet. Als realistischere Szenarien wurden –
neben dem Status Quo – in den Medien die Ersetzung von Bundesrätin Eveline Widmer-
Schlumpf oder von einem der beiden FDP-Bundesräte durch einen zweiten SVP-Sitz
erwogen. Johann Schneider-Ammann musste in der Presse viel Kritik an seiner
Amtsführung einstecken und der Sitz von Didier Burkhalter wurde als wacklig
betrachtet, weil mit Jean-François Rime ein SVP-Sprengkandidat aus der Romandie
antrat, der schon früh seine Ambitionen angemeldet hatte. Der geplante und lange
vorher angekündigte Angriff der SVP, aber auch die zunehmende Personalisierung der
medialen Politikberichterstattung brachten es mit sich, dass die Erneuerungswahlen in
den Medien zum Grossereignis stilisiert wurden.

Zur Debatte stand insbesondere die Konkordanz. Der Begriff wird in der
Politikwissenschaft zur Bezeichnung eines Demokratiesystems verwendet, in dem die

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
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wichtigsten Kräfte in die Regierungsverantwortung eingebunden werden und
Entscheide eher konsensorientiert als mittels Mehrheit gefällt werden. Die Parteien
zeigten sich jedoch hinsichtlich der Deutung des Begriffs wenig konsensual. Je
nachdem wurde mit arithmetischer oder inhaltlicher Logik argumentiert, wobei die
Wählerstärke, die Fraktionsstärke oder programmatische Ähnlichkeit als Grundlage
gewählt wurden. 23

Nach den Bundesratswahlen wurden Stimmen laut, die zwecks besserer Vertretung der
Regionen neun statt sieben Bundesratssitze forderten. Insbesondere das Tessin, aber
auch die Zentral- und Nordostschweiz bemängelten, dass sie seit längerem nicht mehr
in der Regierung vertreten gewesen seien. 24

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 30.12.2011
MARC BÜHLMANN

Seit 1993 wird die Bundesregierung jeweils zu Beginn eines Jahres auf einer
Bundesratsfoto verewigt. 2015 wurden die sieben Magistratinnen und Magistraten
sowie die Bundeskanzlerin zum ersten Mal an einem Tisch sitzend abgelichtet. Bereits
früher hatte es recht klassische Fotos gegeben, auf denen ein Teil der
Regierungsmitglieder stand und ein anderer in einer vorderen Reihe sass. Die Fotos
bieten jeweils grossen Raum für Interpretationen, der in der Presse auch weidlich
ausgenutzt wird. Geregelt ist lediglich die Anordnung der Bundesrätinnen und
Bundesräte und zwar derart, dass die Präsidentin oder der Präsident und die
Vizepräsidentin oder der -präsident im Vordergrund oder in der Mitte platziert werden.
Es ist auch jeweils die vorstehende Person des Gremiums, die ihre Präferenzen für die
Foto angeben darf. Während die Szene in der NZZ als überaus locker beschrieben und
mit Da Vincis Abendmahl verglichen wurde, verglich der Blick das Bild mit einem
Filmplakat einer amerikanischen TV-Serie zu einer Mafiafamilie (The Sopranos). Der
Tages-Anzeiger gemahnte die "entspannt-fröhliche Tischgemeinschaft" an ein
bevorstehendes "unruhiges Jahr" und die Aargauer Zeitung beschrieb ein
"verkrampftes Kaffeekränzchen". Die Tribune de Genève und die Weltwoche versteiften
sich auf ein Telefon im Hintergrund der Foto, das in der Nähe von Didier Burkhalter
wohl die Aussenpolitik symbolisiere und der Quotidien Jurassien hob die Volksnähe
hervor - der Bundesrat zeige sich in einem Bistrot statt sich in den Hinterzimmern des
Palais fédéral zu verstecken. 25

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 03.01.2015
MARC BÜHLMANN

Die Annahme der Masseneinwanderungsinitiative und auch die Diskussionen um deren
schwierige Umsetzung gestalten die Beziehungen zwischen der Schweiz und der EU
sicher nicht einfacher, was nicht zuletzt der Bundesrat nun ausbaden muss. Harsche
Kritik musste sich etwa Simonetta Sommaruga von der SVP anhören, weil sie eine
Präsentation zu Umsetzungsvorschlägen verschoben hatte, um ihren Besuch bei EU-
Kommissionspräsident Jean-Claude Juncker nicht unnötig zu belasten – so zumindest
die Vermutung in den Medien. Prompt warf SVP-Fraktionschef Adrian Amstutz der
Justizministerin eine „unsägliche Verzögerungstaktik“ vor. Öl ins Feuer goss dann
wenige Tage später Finanzministerin Eveline Widmer-Schlumpf, die in einem Online-
Interview eine rasche Abstimmung zur Klärung des Verhältnisses zwischen der Schweiz
und der EU verlangte, weil die Masseneinwanderungsinitiative mit den bilateralen
Verträgen nicht vereinbar sei. In den Medien wurde gemutmasst, dass dies die
Mehrheitsmeinung des Bundesrats sei. Einige bürgerliche Parlamentarier forderten in
der Folge lautstark, dass die Regierung in der Aussenpolitik mehr Geschlossenheit und
mehr Verhandlungsgeschick an den Tag legen müsse. Der Blick bezeichnet die
Regierung als „sieben Leichtmatrosen“ ohne Kapitän. Das Gremium komme zwar sehr
gut miteinander aus, jede und jeder einzelne arbeite sehr dossiersicher, aber es fehle
an einer „zupackenden Steuerfrau oder einem seefesten Kapitän“. In der Weltwoche
wurde beanstandet, dass das Kollegialsystem heute nicht mehr funktioniere; man
müsse ungeeignete Regierungsmitglieder auch entlassen können. Diese
„Diskreditierung“ des Bundesrates (AZ) wurde freilich auch kritisiert: Dass es der
Bundesrat niemandem recht machen könne, gehöre zum System. 26
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Der traditionelle Sommerausflug – im Volksmund Bundesratsschulreise genannt –
führte die Regierung Anfang Juli 2015 zunächst in einen der beiden Heimatkantone der
aktuellen Bundespräsidentin Simonetta Sommaruga; in den Kanton Bern. Zusammen mit
der Bundeskanzlerin wanderten die Regierungsmitglieder von Rüeggisberg nach
Riggisberg, wo sie in einem Asyl-Durchgangszentrum ein Mittagessen einnahmen, das
aus unterschiedlichen Speisen aus den Heimatländern der dort beherbergten
Asylsuchenden bestand. Den Nachmittag verbrachte die Landesregierung in Biel-
Bienne, wo ein Apéro mit der Bevölkerung auf dem Programm stand. Mit der
anschliessenden Reise ins Tessin – dem zweiten Heimatkanton von Simonetta
Sommaruga – sollte dem Südkanton die Referenz erwiesen werden. Dieser hatte im
Rahmen der Abstimmung zur Masseneinwanderungsinitiative, aber auch bei der
Diskussion um die Aufstockung der Anzahl Bundesräte mehrmals verlauten lassen, sich
von Bundesbern vernachlässigt zu fühlen. Dort besichtigte die Landesregierung am
zweiten Tag ihrer Reise das Naturschutzgebiet "Bolle di Magadino", um am Abend auf
der Piazza Governo in Bellinzona mit der Bevölkerung eine Risottata zu geniessen. 27

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 03.07.2015
MARC BÜHLMANN

Der 2016 amtierende Bundespräsident Johann Schneider-Ammann wählte für das
Bundesratsfoto 2016 als Hintergrund die Buchbinderei der Stämpfli AG. Die
Magistratinnen und Magistraten stehen nebeneinander vor Druckmaschinen, wobei nur
der Bundespräsident und die amtierende Vizepräsidentin Doris Leuthard den Blick in
die Kamera richten und die Blicke der restlichen fünf Bundesratsmitglieder sowie des
neuen Bundeskanzlers Walter Thurnherr ihnen zugewandt sind. Der Wirtschaftsminister
wollte zudem, dass man auf dem Bild auch Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Firma
sieht. Das Bild stehe für sein Engagement für die Schweizer Industrie – so die
Begründung Schneider-Ammans für die Wahl des Kontextes. Ein aktuelles Portrait des
Gesamtbundesrates wird seit 1993 jeweils zu Beginn eines neuen Jahres geschossen. 28

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 01.01.2016
MARC BÜHLMANN

Viel Spott musste Johann Schneider-Ammann aufgrund seiner Rede zum Tag der
Kranken am 6. März 2016 über sich ergehen lassen. Die in Deutsch und Französisch
gehaltene Ansprache des Bundespräsidenten, die Lachen als Medizin anpries, geriet zu
einem eigentlichen „medialen Beinbruch“ (Aargauer Zeitung) und „Kommunikations-
Gau“ (SonntagsZeitung). Der Bundespräsident las den französischen Text von einem
Teleprompter ab und sprach nicht nur sehr monoton, sondern wirkte – ganz im
Gegensatz zum Inhalt seiner Botschaft – bleiern und wenig inspiriert. Wie ein Bestatter
mit Zahnweh, kommentierte der Tages-Anzeiger. In der Tat zeigte der Magistrat
während der ganzen Rede keine Gemütsregung, obwohl er über Humor und Lachen
referierte. Allerdings machte eben diese Diskrepanz die mit breitem „Français Fédéral“
bestrittene französische Ansprache unfreiwillig zu einem grossen Lacher. „Rire est bon
pour la santé" wurde zwar vielerorts als „peinlich“, ja gar als „Super-GAU“ (AZ)
bezeichnet, die Rede wurde aber nicht nur in Westschweizer, sondern auch in
französischen, belgischen und sogar amerikanischen Satiresendungen gezeigt. Im
Internet wurde die „ungewollt urkomische“ (Wahington Post) Rede gar zum Youtube-
Hit. Immerhin führte die Rede zu viel Publicity für einen karitativen Anlass. 29

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 06.03.2016
MARC BÜHLMANN

Viel mediale Aufregung verursachte die Reaktion von Bundesrätin Simonetta
Sommaruga auf ein Votum von Neo-Nationalrat Roger Köppel (svp, ZH) im Rahmen der
Debatte um das Freizügigkeitsabkommen mit Kroatien. Der Zürcher SVP-Nationalrat
warf der Magistratin unter anderem vor, sich mit „einer frivolen Leichtfertigkeit [...]
über Verfassungsbestimmungen hinweg[zu]setzen“ und „lieber von
Plangenehmigungsverfahren statt von Enteignungen [zu reden], wenn Sie den Leuten
die Häuser und Wohnungen wegnehmen wollen". Sommaruga erhob sich während
Köppels Rede und begab sich aus dem Ratssaal. Wenige Momente später folgte ihr die
SP-Fraktion und einige weitere Ratsmitglieder. Die Reaktionen auf diesen "Eklat" (BaZ)
waren gemischt. Während die Einen Köppel Respektlosigkeit und mangelnden Anstand
vorwarfen, befanden die Anderen die Reaktion der Justizministerin als dünnhäutig: Der
Provokation werde so eine noch grössere Bühne geboten. Bei der Fortsetzung der
Session am Nachmittag fragte Köppel bei der Bundesrätin nach, weshalb sie den Saal
verlassen habe, worauf diese erwiderte, dass sie gerne Fragen zu Kroatien beantworte.
In einem BaZ-Interview kritisierte der Zürcher Nationalrat das Verhalten als "Affront
gegenüber dem Gesetzgeber". Die Justizministerin war freilich seit einiger Zeit
Zielscheibe der Weltwoche, bei der Köppel als Chefredaktor und Verleger fungiert. 
Die Kommentarspalten in der Presse füllten sich in der Folge noch einmal, als Christa
Markwalder (fdp, BE), die als Nationalratspräsidentin die Rede von Köppel hätte mahnen

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
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oder gar unterbinden können, zu Protokoll gab, die Causa Sommaruga vs. Köppel
beruhe auf einem Missverständnis. Simonetta Sommaruga habe lediglich die Toilette
aufgesucht. In das beharrliche Schweigen der Berner Magistratin zum Thema
investierten zumindest die Boulevard- und Sonntagsmedien noch einmal einige
Druckerschwärze. 30

Am 8. Juni 2016 verstarb der ehemalige Neuenburger SP-Bundesrat Pierre Aubert im
Alter von 89 Jahren. Bundespräsident Johann Schneider-Ammann würdigte den
ehemaligen Aussenminister, der für eine offene und menschliche Schweiz eingetreten
sei: Er habe als einer der ersten das Apartheidregime in Südafrika kritisiert und sich für
einen UNO-Beitritt der Schweiz eingesetzt, der allerdings in seiner Amtszeit, die von
1978 bis 1987 dauerte, von der Bevölkerung noch abgelehnt worden war. In den Medien
wurde auch erwähnt, dass die SP mit dem „liebenswerten, aber schwachen Bundesrat”
(Ex-SP-Präsident Helmut Hubacher im Tages-Anzeiger) nicht immer glücklich gewesen
sei. Er habe zu wenig Kontakt mit der Partei gehabt und seine Medienscheu habe dazu
beigetragen, dass er seine Politik schlecht verkauft habe. Der permanente Druck aus
der Partei habe letztlich dazu beigetragen, dass der „Anwalt für die Menschenrechte”
(St. Galler Tagblatt) zurückgetreten sei. 31

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 08.06.2016
MARC BÜHLMANN

Als „Bundesrat des ökologischen Aufbruchs” bezeichnete die NZZ den ehemaligen
Innenminister Alphons Egli, der am 5. August 2016 mit 91 Jahren verstarb. Zwar war Egli
nur von 1983 bis 1986 im Amt, die grossen Umweltprobleme – die Explosion des
Kernreaktors in Tschernobyl, der (mediale) Höhepunkt des so genannten Waldsterbens
und das Unglück in Schweizerhalle – fielen allerdings alle in seine Amtsperiode und in
seinen Aufgabenbereich, da Umweltthemen damals noch im EDI angesiedelt waren.
Weil Egli rasch Massnahmen ergriff, wie etwa die Einführung von Katalysatoren oder die
Reduktion von Tempolimiten auf Autobahnen, sei der Luzerner CVP-Bundesrat zu einer
Galionsfigur des Umweltschutzes geworden. 32

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 05.08.2016
MARC BÜHLMANN

Nach einer Phase fast jährlicher Rücktritte aus dem Bundesrat zwischen 2005 und 2011
zeichnete sich das Bundesratskollegium seit der Wahl von Alain Berset 2011 durch eine
relativ lange Phase der Stabilität aus. Zwar trat dann auf die Wahlen 2015 Eveline
Widmer-Schlumpf zurück, die im Vergleich wenigen Wechsel regten
Pressevertreterinnen und -vertreter aber zu zahlreichen Spekulationen an. Gerüchte
über Rückritte und mögliche Nachfolger betrafen insbesondere Doris Leuthard und
Johann Schneider-Ammann. Wie nachhaltig solche Spekulationen sind, lässt sich an
einer nicht abschliessenden kleinen Retrospektive für das Jahr 2016 aufzeigen: 
Bei der Nomination von Walter Thurnherr zum Bundeskanzler wurde bereits 2015
gemutmasst, dass Doris Leuthard bald zurücktreten werde, weil sie mit Thurnherr einen
engen Mitarbeiter ziehen lasse. Als mögliche Nachfolger der amtsältesten Magistratin
wurden der damalige CVP-Präsident Christoph Darbellay sowie Filippo Lombardi und
Pirmin Bischof gehandelt. Vor der Abstimmung über die Atomausstiegsinitiative ortete
die Sonntagszeitung im Oktober 2016 Fehltritte bei der Energieministerin, die darauf
hindeuteten, dass sie wohl bald ihren Rücktritt ankündigen werde. Ende 2016
spekulierte der Sonntags-Blick über einen Rücktritt der Aargauerin nach ihrem zweiten
Präsidialjahr 2017. Als Nachfolger brachte das Sonntagsblatt neben Konrad Graber und
Gerhard Pfister auch Bundekanzler Thurnherr ins Gespräch.  
Ein Insider gab im nachrichtenarmen Sommer 2016 mehreren Westschweizer Medien zu
Protokoll, dass Johann Schneider-Ammann bald zurücktreten werde. Der Berner sei
amtsmüde und mehrere dynamischere potenzielle Nachfolger stünden bereit. Genannt
wurden etwa Karin Keller-Sutter, Andrea Caroni, Martin Schmid oder Ruedi Noser. Auch
die Zeitung Blick stimmte im September 2016 in diesen Chor mit ein und sprach von
einem lethargischen Magistraten, der innerlich bereits gekündigt habe. Freilich stellte
sich einige Tage darauf heraus, dass der Berner unter einer gebrochenen Rippe zu
leiden hatte und deshalb etwas müde war. Der Sitz des Berner FDP-Bundesrats kam
dann mit dem im Oktober lauter werdenden Anspruch der Ostschweiz auf einen
Bundesratssitz zumindest medial ins Wackeln. Als Ostschweizer Vertretung kämen laut
St. Galler Tagblatt eigentlich nur Karin Keller-Sutter oder Martin Schmid, beide von der
FDP, in Frage. Dies setzte freilich einen Rücktritt von Schneider-Ammann voraus. Auch
die BaZ sprach im November von sich mehrenden Gerüchten eines baldigen Rücktritts
– es sei nicht unwahrscheinlich, dass Schneider-Ammann auf das Ende seines
Präsidialjahres 2016 noch seinen Austritt aus der Landesregierung bekannt geben
werde. 33

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 31.12.2016
MARC BÜHLMANN

01.01.90 - 01.01.20 9ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Die Zusammensetzung des Bundesrates ist immer wieder Gegenstand von Debatten.
Sei es die regionale, die sprachliche oder eine gendergerechtere Vertretung – die
Diskussionen drehen sich in der Regel um die deskriptive Repräsentation des
Exekutivgremiums und weniger um die substanzielle, also die Frage, ob das Kollegium
inhaltlich die Interessen der Bevölkerung zu vertreten im Stande ist. 
Besonders virulent und medial begleitet werden diese Debatten jeweils bei
anstehenden Bundesratswahlen. Bei der Wahl von Guy Parmelin 2015 machte sich etwa
Unmut in der Ostschweiz breit, da die sieben Kantone der Ostschweiz (SG, TG, GR, SH,
GL, AR, AI), und damit rund 1.1 Mio. Einwohner, zum zweiten Mal seit 1848 nicht in der
Bundesregierung vertreten sind, wohingegen die Romandie mit etwa der Hälfte an
Einwohnerinnen und Einwohnern mit Parmelin, Burkhalter und Berset sogar dreifach
vertreten sei. Roland Eberle (svp, TG) gab in der NZZ zu Protokoll, dass fünf der sieben
Bundesräte nun „Burgunder” seien, die wesentlich zentralistischer und etatistischer
dächten als „Alemannen”. Die Ostschweiz, die sich „an den Rand gedrängt” fühle (SGT),
fordere deshalb eine Korrektur bei der nächsten Vakanz. In der Tat stellte die
Ostschweizer Regierungskonferenz diese Forderung in einem Schreiben, um die
Parteispitzen zu sensibilisieren. 

Bei der Sprachenfrage drehte sich die Debatte bis zur Wahl von Ignazio Cassis 2017
lange um den Aspekt der Vertretung des Tessins in der Landesregierung. Der Südkanton
war seit 1999 und dem Rücktritt von Flavio Cotti nicht mehr im Bundesrat vertreten.
Zwar hatte die SVP mit Norman Gobbi (TI, lega) bei der Besetzung des leer gewordenen
Sitzes von Eveline Widmer-Schlumpf auch einen Tessiner Kandidaten aufgestellt, um
die Untervertretung der Südschweiz beheben zu helfen. Weil es sich um einen Lega-
Politiker handelte – der im Parlament als kaum wählbar galt –, wurde dieses Manöver
allerdings als „wenig glaubhaft” bezeichnet (NZZ). Mit der Wahl von Cassis ebbte die
Diskussion um die Vertretung der Sprachregion wieder ab. 

Ein zentraler Bestandteil der Debatten ist schliesslich die Frage der Vertretung der
Frauen im Bundesrat. Waren Ende September 2010 die Frauen im Bundesrat erstmals in
der Mehrheit – das Interregnum dauerte allerdings lediglich 14 Monate –, sieht es nach
dem Rücktritt von Eveline Widmer-Schlumpf Ende 2015 und der Rücktrittsankündigung
von Doris Leuthard Mitte 2017 so aus, als könnte Simonetta Sommaruga bald die einzige
Frau im Kollegium sein. Ein Bundesrat mit nur einer Frau sei kein Abbild der
Gesellschaft mehr, liess sich Yvonne Feri (sp, AG), Präsidentin der SP-Frauen, in der NZZ
protokollieren. Bereits nach der Wahl von Guy Parmelin hegte Alliance F – der Bund
Schweizerischer Frauenorganisationen – die Idee einer Verfassungsbestimmung,
gemäss der nicht nur die Landesgegenden und Sprachregionen angemessen im
Bundesrat vertreten sein sollen, wie dies die Verfassung bereits vorsieht, sondern auch
die Frauen. Zwar hatte die GP bei der Wahl von Parmelin versucht, mit ihren Stimmen
für Viola Amherd (cvp, VS) ein Zeichen zu setzen, und die FDP hatte neben dem
gewählten Ignazio Cassis und Pierre Maudet (GE) mit Isabelle Moret (VD) auch eine Frau
auf das Dreierticket gesetzt – was von verschiedener Seite mit Nachdruck gefordert
worden war –, die Wahl fiel letztlich aber in beiden Fällen auf einen Mann. Damit der
Bundesrat seine Vorbildfunktion wahrnehmen könne – nur eine ausreichende
Frauenvertretung zeige, dass Regieren kein Männerberuf sei – setzte Alliance F Anfang
2017 ihre Idee in die Tat um: Maya Graf (gp, BL), die Präsidentin von Alliance F, reichte
eine entsprechende parlamentarische Initiative ein. 

Freilich gibt es in diesen Debatten allerdings auch immer wieder etwas leisere Stimmen,
die eher den substanziellen Aspekt der Vertretung betonen und die Qualifikation der
Magistratinnen und Magistraten höher gewichten als deren regionale oder sprachliche
Herkunft. Das beste Argument einer regionalen Vertretung sei eine überzeugende
Kandidatur – so etwa ein Kommentar in der NZZ. Darüber hinaus zeigt eine langfristige
Betrachtung, dass von einer Untervertretung der verschiedenen Landesteile kaum
gesprochen werden kann. Eine stärkere Betonung substanzieller Repräsentation würde
auch den Zugang zur Exekutive für andere Parteien öffnen. Mit den Erfolgen der Grünen
in den kantonalen Wahlen und einer möglichen „Öko-Allianz” (AZ) zwischen GP und GLP,
die nach den Wahlen 2015 zusammen über 11.7 Wähleranteil verfügen, also 0.1 Prozent
mehr als die CVP, könnte aus einer Umweltschutz-Perspektive auch ein Anspruch
dieser beiden Parteien auf einen Regierungssitz erhoben werden. Auch in dieser
Hinsicht werden die eidgenössischen Wahlen 2019 spannend werden. 34
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Das Bundesratsfoto 2017 ist in schwarz-weiss und im Hochformat gehalten. In Form
einer Pyramide sind die Köpfe der Magistratinnen und Magistraten sowie des
Bundeskanzlers abgebildet. Doris Leuthard, die als Bundespräsidentin die Komposition
des Bildes mitbestimmt, überragt dabei neben Alain Berset, dem Vizepräsidenten, die
auf der mittleren Ebene des Bildes angeordneten Didier Burkhalter, Ueli Maurer und
Simonetta Sommaruga und die zuunterst erscheinenden Walter Thurnherr, Guy
Parmelin und Johann Schneider-Ammann. Im unteren Fünftel des Bildes sind zudem
die Silhouetten der acht Personen abgebildet. Beat Mumenthaler, der Fotograph, wollte
laut eigener Aussage die einzelnen Persönlichkeiten in den Vordergrund stellen. Das
Bundesratsfoto 2017 wurde in einer Auflage von 55'000 Exemplaren gedruckt.
Die Medien machen sich jeweils einen Sport daraus, das Bild zu kommentieren. So
kritisierte etwa der „Sonntag“ die Aussage Mumenthalers, weil sich die Persönlichkeiten
in der Exekutive ja eigentlich im Interesse des Ganzen zurückstellen müssten. Die
„Sonntags-Zeitung“ kommentierte das Bild als „exemplarisch für die Landesregierung:
Harmonisch, aber farblos“. Im „Sonntagsblick“ wurde ein Vergleich mit einem
Plattencover der englischen Musikgruppe Queen von 1974 gezogen und die „NZZ“
machte in einer Online-Kolumne gar „etwas Mafiöses“ aus. 35
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Mit ihrer breit diskutierten Aussage kurz vor der Abstimmung zur
Unternehmenssteuerreform III (USR III), entfachte die ehemalige Bundesrätin Eveline
Widmer-Schlumpf eine interessante Diskussion darüber, ob sich Alt-Bundesrätinnen
und -Bundesräte in die aktuelle politische Debatte einmischen dürfen oder nicht. In
der Tat bestehen keine Regeln zum Verhalten ehemaliger Regierungsmitglieder. Im
Aide-Mémoire ist einzig festgehalten, dass auf eine Ämterübernahme verzichtet werden
soll, wenn die neue Tätigkeit zu Interessenkonflikten mit der früheren
Regierungstätigkeit führen könnte. Einen Maulkorb müssen sich ehemalige
Magistratinnen und Magistraten aber zumindest aus juristischer Perspektive keinen
umlegen. Die Aussage der ehemaligen BDP-Bundesrätin wurde denn auch insbesondere
von den bürgerlichen Befürwortern der USR III eher aus moralischer Perspektive
kritisiert – so bezeichnete etwa Karin Keller-Sutter (fdp, SG) in einem Interview mit der
LZ das Vorgehen Widmer-Schlumpfs als „Schuss in den Rücken“ von Ueli Maurer, dem
Nachfolger im EFD und Verantwortlichen für die USR-Vorlage. 
Freilich mischten und mischen sich ehemalige Landesmütter und -väter immer wieder
in politische Auseinandersetzungen ein. In den Medien wurde etwa Otto Stich erwähnt,
der immer wieder für Kommentare zu haben gewesen sei. Nicht weniger als elf
ehemalige Regierungsmitglieder hatten sich gegen die Durchsetzungsinitiative
ausgesprochen. Alt-Bundesrat Christoph Blocher lässt die Schweiz allwöchentlich auf
seinem privaten TV-Sender wissen, was seine Meinung zu verschiedensten Bereichen
ist. Je nach Thema meldeten sich auch schon Ruth Dreifuss oder Micheline Calmy-Rey
zu Wort. Pascal Couchepin nimmt insbesondere bezüglich der Politik im Kanton Wallis
in der Regel auch kein Blatt vor den Mund. Und auch Arnold Koller (Aus der Werkstatt
eines Bundesrates) oder Kaspar Villiger (Die Durcheinanderwelt) machten mit
Buchbeiträgen auf ihre Lösungsvorschläge aufmerksam. 36
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Ende Mai kam in der Westschweiz ein Dokumentarfilm über das Leben des ehemaligen
Bundesrats Jean-Pascal Delamuraz in die Kinos. Der 1998 verstorbene Magistrat wird im
Film „Delamuraz” als „animal politique” und „bombe radicale” porträtiert. Delamuraz
war und ist im Kanton Waadt sehr beliebt. Er habe – wie alle Waadtländer Bundesräte –
die gewisse „rondeur” gehabt, die Fähigkeit, einen tragbaren Mittelweg zu finden. Mit
der Aufarbeitung des „Delamuraz-Gate” – ein Seitensprung, der für den Betrogenen mit
Selbstmord endete – und insbesondere dessen Nicht-Thematisierung in der Presse,
werde im Film auch die Waadtländer Obrigkeitsgläubigkeit thematisiert, so die
Filmbeschreibung der NZZ. Die Nicht-Thematisierung könnte freilich auch damit
zusammenhängen, dass das Privatleben damals noch nicht so stark mediatisiert wurde
wie heute. Der Film zeigte zudem, dass Delamuraz mit seinem Latein nur einmal wirklich
am Ende gewesen sei: Das sich 2017 zum 25. Mal jährende EWR-Nein habe ihm schwer
zu schaffen gemacht. 37
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Seit 1957 macht sich der Bundesrat am Tag nach der letzten ordentlichen Sitzung vor
den Sommerferien auf zu einem zweitägigen Wanderausflug. Die Bundesratsreise 2017
hatte also sozusagen 60-jähriges Jubiläum. Zwar hatte die Exekutive auch schon vor
1957 gemeinsame Reisen unternommen, allerdings waren das eher Inspektionen von
wichtigen Bauwerken als eigentliche „Schulreisli”, wie die Ausflüge auch etwas
despektierlich genannt werden. Seit 1961 führt der Ausflug jeweils in den Heimatkanton
der amtierenden Bundespräsidentin oder des amtierenden Bundespräsidenten, der
oder die jeweils von den sechs Kolleginnen und Kollegen, dem Kanzler bzw. der
Kanzlerin sowie den beiden Vizekanzlern bzw. Vizekanzlerinnen begleitet wird.
Entsprechend führte die Reise 2017 zunächst in den Kanton Aargau, einen der beiden
Heimatkantone von Bundespräsidentin Leuthard. Am ersten Tag setzten sich die
Exekutivmitglieder im Rahmen von Besuchen an der Fachhochschule Nordwestschweiz
und dem Hightech-Zentrum in Brugg mit Fragen zur Bildung auseinander. Nach dem
Besuch einer Hutfabrik traf sich das Kollegium in Lenzburg mit der Bevölkerung zu
einem Apéro. Nach einer kurzen Übernachtung am Hallwilersee führte die Reise die
Gruppe in den Kanton Obwalden – Sarnen ist neben Merenschwand (AG) der zweite
Heimatort von Bundespräsidentin Leuthard. Erste Station war Emmenbrücke (LU), wo
der Bundesrat die nationale Verkehrsmanagementzentrale besuchte. Mit einem
Katamaran ging die Reise von Luzern nach Alpnach (OW) weiter. Den Abschluss bildete
eine Wanderung nach Sarnen, wo noch einmal ein Treffen mit der Bevölkerung
anstand. 38
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Hatte Didier Burkhalter seinen Rücktritt überraschend und ziemlich plötzlich
eingereicht, kündigte Doris Leuthard ihren Rücktritt ungewöhnlich früh an. Sie nannte
zwar kein präzises Datum, sagte aber explizit, dass sie spätestens am Ende der
Legislatur im Jahr 2019 zurücktreten werde. Die 54-jährige aktuelle Bundespräsidentin
sitzt seit 2006 im Bundesrat. In den Medien wurden sogleich Rechenspiele angestellt.
Es sei wahrscheinlich, dass Leuthard nach ihrem Präsidialjahr zurücktrete, weil sie die
Energiestrategie 2050 gewonnen habe und im UVEK nun keine grösseren Geschäfte
mehr anstünden. Wenn sie vor Johann Schneider-Ammann zurücktreten würde – auch
dem Berner Magistraten wurden Rücktrittsabsichten angedichtet –, so wäre die CVP im
Zugzwang, eine Frau zu portieren, da in diesem Fall nur noch Simonetta Sommaruga die
Frauen vertreten würde. Vielfach wurde deshalb ein koordinierter Rücktritt gefordert,
umso mehr, als auch Ueli Maurer wohl Ende 2019 zurücktreten werde. Die BaZ forderte
den unmittelbaren Rücktritt, um zusammen mit dem Rücktritt von Burkhalter eine
Doppelvakanz zu schaffen. Dies sei das beste für das Land. Verschiedene
Parteiexponenten forderten zwar nicht einen unmittelbaren, aber doch einen
koordinierten Rücktritt, um die Besetzung der Exekutive – auch im Hinblick auf
sprachliche, regionale und Frauenfragen – besser planen zu können. 39
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Das Salär eines Bundesrates ist immer mal wieder Gegenstand medialer Debatten.
Zudem war der Durchschnittslohn der Magistratinnen und Magistraten auch
Gegenstand in der Debatte um die Kaderlöhne in bundesnahen Betrieben. Die Kosten
eines Bundesratsmitglieds bemessen sich aus seinem an die Teuerung angepassten
Lohn, der – Stand Januar 2017 – CHF 445'163 beträgt, und einer Spesenpauschale von
CHF 30'000 pro Jahr. Der Bundespräsident oder die Bundespräsidentin erhalten
zusätzlich CHF 12'000. Darüber hinaus übernimmt der Bund die Kosten für
Festnetzanschluss, Mobilteleton und PC und die Magistratinnen und Magistraten dürfen
ein Repräsentations- und ein Dienstfahrzeug nutzen, bezahlen für deren private
Nutzung allerdings 0.8 Prozent des Neupreises pro Monat. In den Leistungen
inbegriffen sind zudem ein SBB-Generalabonnement für die erste Klasse und ein GA für
die Schweizer Seilbahnen. 
Zu reden gibt aber insbesondere die Rente, die zurückgetretene Bundesrätinnen und
Bundesräte auf Lebenszeit erhalten. Sie beträgt CHF 220'000 pro Jahr, also rund die
Hälfte des ursprünglichen Lohnes. Nur wenn ein ehemaliges Bundesratsmitglied nach
seinem oder ihrem Rücktritt mehr verdient als im Amt, wird die „Versorgung der
Magistratspersonen” entsprechend gekürzt. Der Tages-Anzeiger rechnete aus, dass ein
Grund für das Wachstum des Personalaufwandes der Bundesverwaltung ebendiese
Ruhegehälter sind, deren Reserve laut Staatsrechnung stark aufgestockt werden
musste. 2017 waren 20 Personen – neben den Exekutivmitgliedern erhalten auch
ehemalige Bundeskanzlerinnen und -kanzler sowie Bundesrichterinnen und -richter
eine Rente – bezugsberechtigt. 17 dieser 20 Personen und drei Witwen erhielten eine
Rente, wobei nicht bekannt gegeben wird, um wen es sich dabei handelt. Der Tages-
Anzeiger mutmasste, dass Christoph Blocher, Ruth Metzler und Joseph Deiss die Rente
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nicht beziehen. Insgesamt wurden laut Staatsrechnung 2016 CHF 10.67 Mio. an
pensionierte Richterinnen und Richter und CHF 4.28 Mio. an ehemalige
Magistratspersonen, Kanzlerinnen und Kanzler sowie Bundesratswitwen ausbezahlt.
Diese Summe wurde verschiedentlich als zu hoch betrachtet. Thomas Burgherr (svp,
AG) kündigte eine parlamentarische Initiative an, mit der nur noch jene Alt-
Bundesrätinnen und Alt-Bundesräte ein Ruhegehalt beziehen sollen, die im
Pensionsalter abtreten. 40

Das Bundesratsfoto 2018 war zum ersten Mal in einer animierten Form (sogenanntes
gif) erhältlich. Die in dunkel gekleideten – Le Temps (3.1.18) sprach von «Men in Black»
–, von Stéphane Schmutz fotografierten Magistratinnen und Magistraten stehen auf
dem Bild vor einem vom Künstler Michel Cotting in Comicstil gezeichneten beigefarben
gehaltenen Hintergrund. Im animierten Bild bewegen sich allerdings nicht die
Bundesrätinnen und Bundesräte, die zusammen mit dem Bundeskanzler in einer Reihe
stehen, sondern ebendieser Hintergrund. Der Bundespräsident oder die
Bundespräsidentin sind jeweils für Sujet und Komposition verantwortlich. Alain Berset
wollte mit «Bundesart» – so der Name der Kreation, dessen Schöpfer beide aus dem
Heimatkanton Bersets stammen – die Tradition der «banalen und tristen» Fotos, wie
sich Le Matin (1.1.18) ausdrückte, etwas durchbrechen. In den Medien wurde das Bild
positiv aufgenommen. Zu reden gab ein Ufo, welches das Bundeshaus, bei welchem sich
die Kuppel öffnet, zu beleuchten schien. Die BaZ (2.1.18) hoffte, «dass auch der
Bundesrat im kommenden Jahr erhellende Momente haben wird». Der Künstler selber
sei gefragt worden, ob das Ufo ein Bundesratsmitglied entführen wolle. Seine Idee sei
aber vielmehr gewesen, das geniale Schweizer System mit Konsens und
Direktdemokratie zu zeigen, auf das wohl sogar Ausserirdische neidisch seien. 41
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Die traditionelle Bundesratsreise führte das Regierungskollegium komplettiert durch
den Bundeskanzler im Sommer 2018 in den Heimatkanton des amtierenden
Bundespräsidenten Alain Berset, den Kanton Freiburg. Auf dem vom SP-Bundesrat
zusammengestellten Programm stand am ersten Tag ein Besuch eines gemeinnützigen
Gastrobetriebs im Greyerzbezirk, bevor die Landesregierung in einem Kulturzentrum
mit jungen Kulturschaffenden diskutierte und sich schliesslich in Val-de-Charmey bei
einem Apéro mit der Bevölkerung austauschte. Zusammen mit der Freiburger
Kantonsregierung nahm der Bundesrat das Mittagessen ein, bevor sich das Kollegium in
den Broyebezirk begab. Die Nacht verbrachten die Magistratinnen und Magistraten bei
Grande Cariçaie, einer Uferlandschaft des Neuenburgersees. 
Am nächsten Morgen folgte die Regierung einer Führung durch die sich in der Nähe des
Nachtlagers befindenden Vogelschutzgebiete von La Sauge und liess sich im Anschluss
in die Geheimnisse der Helvetier einführen. Auf dem Mont Vully finden sich deren
Überreste und Rekonstruktionen aus dem Jahre 120 v. Chr. Schlusspunkt der Reise
bildete erneut ein Austausch mit der Bevölkerung, diesmal in der Halle des
Elektrizitätswerks Ölberg in der Stadt Freiburg. 42
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In einem Interview mit der NZZ Ende April 2018 kündigte Johann Schneider-Ammann
seinen Rücktritt an. Der Berner Magistrat nannte das Legislaturende 2019 als klaren
Orientierungspunkt. Er sei angetreten, um die Vollbeschäftigung zu sichern, was ihm
gelungen sei. Er wolle allerdings in der verbleibenden Zeit «mit den Bauern noch etwas
Gutes auf die Beine stellen». Schneider-Ammann spielte hier auf das komplizierte
Landwirtschaftsdossier an, bei dem es unter anderem auch darum geht, die Bauern von
mehr Freihandel zu überzeugen.  
Die Rücktrittserklärung weckte unterschiedliche Reaktionen: Der SVP stiess
insbesondere deren Zeitpunkt sauer auf. Es sei eine Unsitte, so früh seinen Rücktritt
bekannt zu geben. Damit verkomme man zu einer «lame duck». Man habe sich an die
Amtsperiode von vier Jahren zu halten und vorzeitige Rücktritte seien nur aus
schwerwiegenden privaten oder gesundheitlichen Gründen tolerierbar. Auch die
Grünen kritisierten vorgezogene Rücktritte; diese zementierten die Kräfteverhältnisse,
dienten dem Staus Quo und dem Parteimarketing vor Wahlen. In der Tat zeigte eine
Studie, dass in den letzten hundert Jahren sieben von zehn Bundesrätinnen und
Bundesräten jeweils vor Ende einer Legislatur zurückgetreten waren. Die CVP hingegen
lobte die Ankündigung, da jetzt die Chance für eine Doppelvakanz bestehe – CVP-
Bundesrätin Doris Leuthard hatte ihren Rücktritt ja bereits im Sommer 2017
angekündigt. Freilich heizte die Aussage des FDP-Magistraten sofort die Spekulationen
um seine Nachfolge an.  
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Mitte September 2018 verdichteten sich die Anzeichen, dass Schneider-Ammann
allenfalls vor Ende der Legislatur zurücktreten könnte. Zahlreiche Medien
thematisierten seine immer häufiger werdenden Aussetzer; die Aargauer Zeitung
wusste gar zu berichten, dass er auch in Bundesrats-Sitzungen ab und zu einnicke. Am
25. September machte der Berner Bundesrat den Spekulationen dann ein Ende und gab
seinen Rücktritt auf Ende des laufenden Jahres 2018 bekannt. Damit setzte er – so die
einhellige Medienmeinung – Doris Leuthard unter Druck, die dann in der Tat zwei Tage
später ebenfalls den definitiven Termin für ihren Rücktritt bekannt gab.
In den Medien wurde Schneider-Ammann als Unternehmer und geschickter
Handelspolitiker gewürdigt, der sich für Freihandel und Berufsbildung, vor allem das
duale Bildungssystem, eingesetzt habe. Er sei allerdings oft zu gutmütig und
friedliebend gewesen und habe um des Konsens willen seine Meinung oft zurückgestellt
(BaZ). Die Liberté bezeichnete den Berner als «ministre du table ronde», warf ihm
Schwächen in der Landwirtschaftspolitik vor und gab ihm die Schuld für die Probleme
mit der Hochseeflotte. Auch nach acht Jahren in der Regierung sei der Patron mit der
Politik nie so richtig warm geworden, bilanzierten der Tages-Anzeiger und die Aargauer
Zeitung. «Immer Unternehmer, nie Politiker» fasste das St. Galler Tagblatt diese Bilanz
zusammen und auch die NZZ titelte: «Ein Patron, der nie Politiker wurde». In den
Rückschauen häufig Erwähnung fand die Rede zum Tag der Kranken des damaligen
Bundespräsidenten («rire c'est bon pour la santé»). Die WoZ hob hervor, dass
Schneider-Ammann zwar als behäbig gegolten habe, in der Sache aber ideologische,
wirtschaftsliberale Härte gezeigt habe, die ihn am Schluss immer mehr in Konflikt mit
den Bauern, den Gewerkschaften und den Parteien gebracht habe. Ziemlich anders sah
dies die Weltwoche, die den Wirtschaftsminister dafür lobte, die Wirtschaft in Ruhe
gelassen zu haben. 43

Am 27. September kündigte Doris Leuthard dann ihren definitiven Rücktritt per Ende
2018 an und erfüllte damit den vielseitigen Wunsch einer Doppelvakanz – lediglich zwei
Tage vor der Aargauerin hatte Johann Schneider-Ammann seinen Rücktritt ebenfalls auf
Ende Jahr bekannt gegeben. Die CVP-Magistratin gab zu Protokoll, dass der
Doppelrücktritt nicht abgesprochen gewesen sei. Schneider-Ammann habe eigentlich
gesagt, dass er bis zum Ende der Legislatur bleiben werde, während sie schon lange
gewusst habe, dass für sie Ende 2018, also nach über zwölf Jahren, Schluss sei. Weil
aber die Spekulationen ins Kraut geschossen seien, habe sie beschlossen, ihren
Rücktritt einen Tag früher als geplant zu verkünden. Leuthard erwähnte zudem, dass sie
selber eine Doppelvakanz durchaus auch kritisch sehe, da eine solche immer auch mit
Unsicherheiten und der Wahrscheinlichkeit personeller Wechsel in den Departementen
versehen sei. 
Ihre Rücktrittsverlesung vor dem Parlament verlief einigermassen emotional; unter
Tränen sagte die Magistratin, dass sie die Arbeit sehr gerne gemacht habe und hoffe,
dass man damit zufrieden sei. Die ehemalige Vorsteherin des
Volkswirtschaftsdepartements (2006 bis 2010) – damals EVD, heute WBF – und aktuelle
Vorsteherin des UVEK (zwischen 2010 und 2018) gab eine gewisse Amtsmüdigkeit zu. Die
Arbeit im Bundesrat sei schwieriger geworden, was auch der zunehmenden
Parteipolarisierung geschuldet sei. Man müsse in der Politik wieder vermehrt Lösungen
suchen statt Probleme zu bewirtschaften. Viele Probleme könnten zudem nicht mehr
aus einer rein schweizerischen Perspektive gelöst werden; ohne internationale
Vernetzung könnten die Interessen der Schweiz gar nicht mehr vertreten werden. Auch
den zunehmenden Druck der Parteien auf ihre jeweiligen Bundesrätinnen und
Bundesräte beurteilte Leuthard als negative Entwicklung für das Regierungskollegium. 
Die CVP-Magistratin erhielt viel Lob. So hoben die FDP und die SVP ihre Verdienste bei
der Sicherstellung und Finanzierung der Verkehrsinfrastruktur hervor, während die SP
die Energiepolitik mit der eingeleiteten Energiewende lobte. In der Tat hatte sich die
Aargauerin von einer Atombefürworterin (die Aargauer Zeitung erinnerte an ihren
Übernamen «Atom-Doris») zur massgeblichen Treiberin des Atomausstiegs gewandelt –
was ihr die BaZ in ihrer Rückschau freilich auch als Opportunismus vorwarf. In den
Medien wurde auch vorgerechnet, dass Leuthard von 18 Volksabstimmungen, die sie
jeweils als Departementschefin zu vertreten gehabt hatte, deren 16 gewonnen habe –
einzig die Zweitwohnungsinitiative und das Referendum gegen die Autobahnvignette
(Finanzierung des Nationalstrassennetzes) habe sie trotz ihres Kommunikationstalents
und ihrer aussergewöhnlichen Dossierkenntnis nicht zu ihren Gunsten entscheiden
können. Le Temps bezeichnete die abtretende Magistratin deshalb als «artiste de la
démocratie directe». Der Blick feierte sie als «eine der erfolgreichsten Bundesrätinnen
aller Zeiten» und im St. Galler Tagblatt wurde sie als «Ausnahmepolitikerin» gewürdigt,
die sich als «Glücksfall für das Land» entpuppt habe: «Ihr politischer Instinkt gepaart
mit Bodenhaftung und Charme» habe sie in der Bevölkerung sehr beliebt gemacht. Die
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NZZ erklärte ihren Abstimmungserfolg mit ihrem Instinkt für Mehrheitsfähigkeit;
allerdings habe ihr auch der Mut für Neues gefehlt. Als Wermutstropfen in Leuthards
Amtszeit wurde der Subventionsskandal der Postauto AG erörtert, der allerdings nicht
an ihr haften bleiben dürfte, weil die politische Verantwortung eher bei der
Finanzkontrolle liege – so die Aargauer Zeitung. Die Medien waren sich zudem nicht
einig, ob das neue, noch von Leuthard initiierte Mediengesetz zu loben oder zu
verwerfen sei. Den einen war das Papier zu SRG-freundlich und führe mittelfristig zu
staatlicher Medienförderung, die anderen unterstützten den darin verpackten Vorwurf
an die fehlende Innovationsfreudigkeit privater Medien. 44

Wie schmal der Grad zwischen öffentlichem Interesse und dem Schutz der
Persönlichkeit ist, zeigt sich jeweils dann, wenn Medien über das Privatleben von
Politikerinnen und Politikern berichten. Im Fall der Verurteilung eines Sohnes von
Bundesrat Ueli Maurer wurde in den Medien allerdings nicht nur öffentliches Interesse
reklamiert, sondern auch darauf hingewiesen, dass gerade bei Vertretern der SVP, die
gegen die «Kuscheljustiz» und für «Strafverschärfungen» weible, besonders genau
hingeschaut werden müsse. Das öffentliche Interesse wurde  auch damit begründet,
dass in diesem Fall die judikative Unabhängigkeit bewiesen werden müsse. 
Was war geschehen? Ende 2017 machte der «Zürcher Oberländer» publik, dass einer
der Söhne von Ueli Maurer vor Gericht erscheinen müsse, weil er zwei Jahre zuvor unter
Alkoholeinfluss einen Autounfall verursacht habe. Die Sonntagszeitung nahm den Fall
auf und vermutete, dass es noch weitere Delikte geben müsse, die dem Sohn
angekreidet würden – die Anklageschrift werde allerdings nicht zugänglich gemacht,
erklärte die Zeitung. Mehr noch, die Verteidigung habe beantragt, den Prozess unter
Ausschluss der Öffentlichkeit durchzuführen, um die Persönlichkeit des Mandanten zu
schützen. Der Entscheid vom Bezirksgericht Hinwil, die Medien, nicht aber die
Öffentlichkeit zum abgekürzten Prozess zuzulassen, wurde vom Anwalt von Maurers
Sohn zwar weitergezogen, vom Obergericht und schliesslich vom Bundesgericht Ende
Mai 2018 aber bestätigt. Gerade wenn der Sohn eines Bundesrats vor Gericht stehe,
bestehe ein gewichtiges öffentliches Interesse. Als Beschuldigter habe der Angeklagte
die mit einer öffentlichen Verhandlung verbundenen psychischen Belastungen
hinzunehmen. Dem Persönlichkeitsschutz solle aber Rechnung getragen werden, indem
die Veröffentlichung von Vorname, Alter, Wohnort und Fotos verboten würden – so das
Urteil des letztinstanzlichen Gerichts.
Mitte Oktober 2018 fand schliesslich der Prozess statt und die Medien erhielten erst
dann die Anklageschrift. Neben dem Autounfall wurde der Sohn von Ueli Maurer wegen
Raub und versuchter Erpressung – Maurers Sohn hatte zusammen mit einem Kollegen
einen Mann ausgeraubt –, Sachbeschädigung, versuchter Gewalt und Drohung gegen
Behörden und Beamte, mehrfacher Beschimpfung und Hinderung einer Amtshandlung
– bei seiner Verhaftung soll sich der junge Mann widersetzt haben – zu einer bedingten
Freiheitsstrafe von 16 Monaten verurteilt. Während der Befragung gab der junge Mann
bekannt, stark unter dem Druck gelitten zu haben, der mit der schweizweiten
Prominenz seines Vaters einhergehe. Er sei oft fertig gemacht und beleidigt worden.
Weil die Anklage medial ausgeschlachtet worden sei, habe er zudem seine Arbeitsstelle
verloren und die damit zusammenhängende Weiterbildung abbrechen müssen. 
Die Medien kommentierten den Fall unterschiedlich. Während in der Weltwoche
(7.12.17) von «Schmuddelpresse und Sippenhaft» die Rede war, beleuchtete die BaZ
(23.5.18) das Schicksal der Kinder von Bundesräten. Sie müssten sich erklären, obwohl
sie es nicht wollten, oder wollten sich erklären, weil sie glaubten, es tun zu müssen. In
seiner Kolumne in der Weltwoche (25.10.18) lobte Peter Bodenmann (VS, sp) die Justiz,
die hart geblieben sei, fragte aber rhetorisch, wie die Volkspartei wohl reagiert hätte,
wenn «Maurer Junior» Kosovo-Albaner gewesen und der beraubte Mann der ehemalige
SVP-Nationalrat Hans Fehr gewesen wäre. 45
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Im Konkordanzsystem Schweiz mangelt es – anders etwa als in einem System mit einem
Präsidenten – an Köpfen, mit denen man aufgrund der zunehmenden Personalisierung
Medienberichte besser verkaufen kann. Es verwundert deshalb nicht, dass sich die
Medien für einzelne Exekutivmitglieder interessieren sowie gerne und häufig auch
Spekulationen über Rücktritte und mögliche Nachfolgerinnen und Nachfolger
amtierender Bundesrätinnen und Bundesräte anstellen. Dies taten sie auch bereits
kurz nach der Wahl des neuen Bundesrates Cassis: Schliesslich ist nach der Wahl auch
für das Regierungskollegium immer auch vor der Wahl. 
In der Tat hatte Doris Leuthard ja bereits im Sommer 2017 ihren Rücktritt auf
spätestens Ende der Legislatur im Herbst 2019 angekündigt. Dies war eine Steilvorlage

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 31.12.2018
MARC BÜHLMANN

01.01.90 - 01.01.20 15ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



für die Medien, die insbesondere den Umstand thematisierten, dass mit dem Rücktritt
der Aargauerin nur noch eine Frau, nämlich Simonetta Sommaruga, in der Regierung
sässe und die CVP deshalb gut daran täte, Frauen als mögliche Kandidatinnen
aufzubauen – häufig genannt wurden die Ambitionen von Viola Amherd (cvp, VS).
Freilich standen bei den Christdemokraten auch einige Männer in den Startlöchern: In
den Medien kursierten insbesondere die Namen von Parteipräsident Gerhard Pfister
(cvp, ZG), der Ständeräte Konrad Graber (cvp, LU) und Pirmin Bischof (cvp, SO), aber
auch Benedikt Würth (SG, cvp), Regierungsrat des Kantons St. Gallen, und
Bundeskanzler Walter Thurnherr wurden als Kandidaten gehandelt. Der Bundeskanzler
winkte jedoch relativ rasch ab und auch Parteipräsident Pfister zog sich mit dem
Argument zurück, einen Austausch im Präsidium kurz vor den Wahlen vermeiden zu
wollen. Auch Konrad Graber nahm sich mit seiner Ende August gemachten
Ankündigung, bei den eidgenössischen Wahlen 2019 nicht mehr antreten zu wollen, aus
dem Rennen.  
Ende April 2018 gab dann auch Johann Schneider-Ammann bekannt, dass er keine
weitere Legislatur mehr anstrebe. Neben der Forderung, dass auch die FDP nun ein
Frauenticket aufstellen müsse, wurde mit der Ankündigung des Berner Magistraten auch
die Diskussion um einen konzertierten Doppel- (zusammen mit Leuthard) oder gar
Dreierrücktritt (zusammen mit Ueli Maurer) angestossen. Das Parlament müsse eine
möglichst grosse Auswahl haben, damit eine genügend grosse Frauenvertretung
gesichert sei, lautete der Tenor in den Medien. Auch das Kandidatenkarussell für die
Nachfolge des Berner Magistraten begann sich rasch zu drehen. Neben Karin Keller-
Sutter (fdp, SG), die bei der Wahl Schneider-Ammanns 2010 noch unterlegen war,
brachten die Medien Parteipräsidentin Petra Gössi (fdp, SZ), die Ständeräte Andrea
Caroni (fdp, AR), Martin Schmid (fdp, GR) und Ruedi Noser (fdp, ZH) sowie Nationalrat
Beat Walti (fdp, ZH) ins Spiel. Auch beim Freisinn zogen sich einige potenzielle Papabili
allerdings bereits vor dem definitiven Rücktritt Schneider-Ammans zurück. So gab Petra
Gössi etwa zu Protokoll, ihrer Partei eine Kandidatur nicht zumuten zu wollen. Mit dem
Namen Keller-Sutter wurde in den Medien häufig auch der Anspruch der Zentral- und
Ostschweiz auf einen Bundesratssitz zur Sprache gebracht. 
Rücktrittspotenzial sahen die Medien schliesslich auch bei Ueli Maurer, bei dem sie
vermuteten, dass er mit 67 Jahren und nach zehn Jahren im Amt bald genug haben
könnte. Von verschiedener Seite wurde Magdalena Martullo-Blocher (svp, GR) als
mögliche Nachfolgerin ins Spiel gebracht, die in mehreren Interviews ihre Bereitschaft
signalisierte. Hierfür kam aber wenig später ein Dementi von der SVP-Spitze – Vater
Christoph Blocher gab zu Protokoll, dass er seine Tochter nicht in das «Gefängnis»
Landesregierung stecken wolle. Maurer selber gab in einem Interview zu Protokoll, dass
er auf das Ende einer Legislatur zurücktreten werde – ob 2023, 2027 oder 2031 sei
noch offen. 
Ein vorläufiges Ende nahm zumindest ein Teil der Spekulationen Mitte September, als
sowohl Johann Schneider-Ammann als auch Doris Leuthard ihren Rücktritt auf Ende
2018 bekannt gaben. In der Tat gilt die Herbstsession ein Jahr vor den Wahlen als
idealer Zeitpunkt für einen Rücktritt vor Ende einer Legislatur, weil so Ersatzwahlen
noch vor Ende eines Jahres stattfinden können. Rücktritte in einem Wahljahr selber
gelten eher als unschicklich. Freilich war laut Aussage von Doris Leuthard der
Doppelrücktritt vorher nicht abgesprochen worden; Schneider-Ammann habe immer
davon gesprochen, erst auf Ende Legislatur 2019 zurückzutreten. In den Medien wurde
das Vorpreschen des FDP-Bundesrats – er hatte seinen Rücktritt zwei Tage vor Doris
Leuthard der Presse verkündet – als geplanter Mediencoup gewertet. 46

Bundespräsident Ueli Maurer, dem als amtierendem oberstem Regierungschef auch die
Aufgabe zukam, das Bundesratsfoto 2019 zu entwerfen, gab sieben Mediamatik-
Lehrlingen im BIT die Aufgabe, ein Sujet zu entwerfen. Einzige Vorgabe war, dass das
Foto mit einem Smartphone aufgenommen werden soll. Entstanden ist ein Bild, das die
drei Bundesrätinnen, die vier Bundesräte und den Bundeskanzler vor einem schwarzen
Hintergrund zeigt. Dieser wird durchbrochen von einer durchgehenden weissen Linie –
«façon La Linea», wie sie Le Temps (3.1.19) in Anlehnung an die bekannte
Zeichentrickfigur des Cartoonisten Osvaldo Cavandoli beschrieb –, die typische
Schweizer Symbole nachzeichnet (Matterhorn, Bundeshaus, Fondue, Kuh,
Armeemesser, etc.). Links und rechts der Exekutivmitglieder stehen zwei Scheinwerfer,
die Richtung Betrachter zeigen. Ueli Maurer hält in der Mitte des Bildes ein Smartphone
und scheint ein Foto der im Vordergrund erahnbaren und von den Scheinwerfern
beleuchteten jungen Menschen zu schiessen. «Perspektivenwechsel» nannten die
Lernenden das Bild: Der Bundesrat fotografiere Bürgerinnen und Bürger, sein Fokus
liege damit auf dem Volk, erklärte der Bundesrat in der Medienmitteilung. 
Die Medien sparten nicht mit Kritik und politischer Interpretation. Der BaZ (2.1.19) war
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der Graben zwischen Regierung und Bevölkerung zu markant,  Le Temps (3.1.19)
kritisierte die eher düsteren Farben und der Blick (3.1.19) hoffte, dass Ueli Maurer ein
Licht aufgehe. Kritik löste das Bild auch unter professionellen Fotografen aus. Man
kriege den Eindruck, dass ein Foto ganz einfach mit einem Telefon geschossen werden
könne und die fotografische Arbeit nicht honoriert werde. Man hätte es zudem
begrüsst, wenn Lehrlinge aus der Fotografiebranche beauftragt worden wären, gab Luca
Delachaux, Präsident der Vereinigung der Schweizer Berufsfotografen in der Tribune de
Genève zu Protokoll (5.1.19). 47

Der medial breit begleitete, traditionelle Jahresausflug der Regierung vor der
Sommerpause, etwas despektierlich auch «Bundesrats-Reisli» (Tages-Anzeiger, Blick)
oder «Bundesrats-Schulreise» (Obwaldner Zeitung) genannt, führte die amtierenden
Bundesrätinnen und Bundesräte 2019 in die Kantone Uri, Schwyz und Nidwalden.
Tradition wäre eigentlich, dass der Heimatkanton des amtierenden Bundespräsidenten
– 2019 war dies der Zürcher Ueli Maurer – besucht wird. Da Maurer bereits zum zweiten
Mal Präsident war und die Bundesratsersatzwahlen Ende 2018 für einige Diskussionen
über bisher bundesratslose Kantone gesorgt hatten, entschied sich der Finanzminister
für einen Besuch der drei Urkantone, die neben Schaffhausen noch nie eine Vertretung
in der Landesregierung stellen konnten. 
Die Reise startete im Bundesbriefmuseum – laut Ueli Maurer dem Ort, der «die Wurzeln
der Geschichte der Eidgenossenschaft» beherberge – und mit einem anschliessenden
Apéro mit der Bevölkerung in Schwyz (SZ), gefolgt von einer Schifffahrt mit dem Ziel
Altdorf (UR). Nach einer Übernachtung in Andermatt (UR) fand ein weiterer Kontakt mit
der Bevölkerung in Stans (NW) statt. 
In der Zeitung Blick zeigte sich Ignazio Cassis erfreut über den Ausflug, der «fast wie
eine Gruppentherapie» sei und die Exekutive zusammenschweisse. Und auch der
Reiseführer Ueli Maurer gab zu Protokoll, dass es gut tue, «mit den Leuten zu
plaudern». Simonetta Sommaruga hob hervor, dass es schön sei, dass man
untereinander auch mal über etwas anderes als Politik reden könne. Neo-Magistratin
Viola Amherd freute sich ob der Tipps der Bürgerinnen und Bürger für die
Regierungsarbeit. Die Stimmung wurde in Stans einzig durch einen Protest von
Mitarbeitenden der Pilatus Flugzeugwerke getrübt, die den Entscheid des EDA zur
Einstellung der Tätigkeiten von Pilatus in Saudi-Arabien und den Vereinigten Arabischen
Emiraten kritisierten. 
Die während der Reise sichtbare Harmonie im Gremium sei nicht gespielt, wagten viele
Medien zu kommentieren. Die «frostige Atmosphäre» und die «grosse Blockade» seien
in der Tat mehr Diskussion und Kompromisssuche gewichen – so die Basler Zeitung. Sie
schrieb dies den beiden neuen Bundesrätinnen Karin Keller-Sutter und Viola Amherd
zu. Vor allem Keller-Sutter suche Lösungen nach rechts und nach links, was zu einer
neuen Dynamisierung führe. Dies gefalle allerdings der SVP nicht: Die Mehrheiten
hätten sich noch mehr nach links verschoben, kritisierte etwa Thomas Aeschi (svp, ZG)
in der gleichen Zeitung. 48
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Eine «schöne Schweizer Politgeschichte» erzählte im September 2019 die NZZ. Diese
zeige, dass Bundesbern nicht einfach zerstritten sei, sondern dass sich «Politikerinnen
und Politiker unterschiedlicher Lager auch menschlich gut verstünden» – so dann das
Urteil der Aargauer Zeitung im Jahresrückblick. Die Episode verrate viel über den
Betrieb in Bern, begann die NZZ ihre Geschichte: Bei einem Nachtessen nach einer
WAK-Sitzung in Solothurn erzählte Christian Levrat (sp, FR), dass er am nächsten Tag
nicht zur Maturafeier seiner Tochter fahre, da er in der Kommission die Position der SP
im Versicherungsvertragsgesetz vertreten müsse. Dass der politische Kampf vorgehe,
sei mit der Tochter abgesprochen. Konrad Graber (cvp, LU), der in der Nähe von
Christian Levrat sass, redete dem Sozialdemokraten ins Gewissen: So einen wichtigen
Anlass dürfe er nicht verpassen. Weil der SP-Präsident aber so kurzfristig keinen Ersatz
fand, schlug ihm der CVP-Politiker vor, in der Kommission sozusagen für Levrat und
immer gleich zu stimmen, wie das zweite SP-Mitglied in der WAK, Roberto Zanetti (sp,
SO). Levrat nahm das Angebot an, fand dann aber seinen Autoschlüssel nicht, was
Finanzminister Ueli Maurer auf den Plan rief, der ebenfalls anwesend war, um über die
Vorlage zu diskutieren. Flugs bot der SVP-Magistrat seine Bundesratslimousine samt
Chauffeur an: «Und so kommt es, dass der oberste Sozialdemokrat in der Limousine
des einstigen SVP-Präsidenten nach Bulle chauffiert wird und dort pünktlich eintrifft»,
bilanzierte die NZZ. In der Zwischenzeit war der Autoschlüssel Levrats gefunden
worden, worauf sich erneut Ueli Maurer anbot, tags darauf seiner Limousine
hinterherzufahren und das Auto von Levrat nach Bern zu fahren. Laut NZZ habe
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Roberto Zanetti seinem Parteikollegen in der Folge eine SMS geschickt: Graber habe
stets korrekt gestimmt, Levrat solle aber in Zukunft sein Auto aufräumen. Man wisse nie,
ob nicht der Bundespräsident damit im Land herumfahren müsse. 49

Nach dem Rücktritt von Doris Leuthard aus dem Bundesrat wurden erneut Diskussionen
laut, ob und wann ein ehemaliges Regierungsmitglied Verwaltungsratsmandate
annehmen darf. Bereits nach dem Rücktritt von Moritz Leuenberger waren im
Parlament Karenzfristen diskutiert, aber jeweils als nicht opportun betrachtet worden
(vgl. Pa.Iv. 10.511 und Pa.Iv. 18.463). Als heikel gilt die Übernahme von Mandaten in
Bereichen, in denen ein Regierungsmitglied im Rahmen seiner bundesrätlichen
Tätigkeit Kontakte pflegte. Stein des Anstosses der so genannten «Lex Leuenberger»,
die mit einer der beiden parlamentarischen Initiativen hätte eingeführt werden sollen,
war, dass der Ex-Magistrat sich als ehemaliger Vorsteher des UVEK in den
Verwaltungsrat des Baukonzerns Implenia wählen liess, eines Unternehmens also, das
Bundesaufträge ausführt. 
Die zweite Karriere nach dem Bundesrat begann für Doris Leuthard, die vor ihrem
Rücktritt ebenfalls dem UVEK vorgestanden hatte, mit zwei insofern eher
unbedenklichen, wenn auch sehr rasch nach dem Rücktritt angenommenen Mandaten
bei Coop und Bell Food. Zu reden gab dann aber vor allem ihre Ende November 2019
gemachte Ankündigung, per April 2020 für ein Verwaltungsratsmandat für Stadler Rail
kandidieren zu wollen. In den meisten Kommentaren wurde diese fast eineinhalbjährige
Karenzfrist als genügend lange betrachtet. Die Wirtschaft brauche Altbundesräte,
genauso wie die Politik von der Sichtweise von Topmanagern profitieren würde,
kommentierte etwa die NZZ. Eine 56-jährige Frau mit viel Wissen und Erfahrung solle
dieses in ein Unternehmen einbringen dürfen, urteilte die Aargauer Zeitung; eine
«zweite Berufskarriere» müsse möglich sein. Der Tages-Anzeiger bezeichnete den
Entscheid Leuthards hingegen als «irritierend», es fehle der ehemaligen Magistratin
«an der nötigen Sensibilität». Auch aus der Politik wurde Kritik laut: Balthasar Glättli
(gp, ZH) dachte im Tages-Anzeiger laut über einen neuerlichen Vorstoss nach und
Barbara Steinemann (svp, ZH) sprach in der gleichen Zeitung von einem «unschönen
Wechsel» und mangelndem «Fingerspitzengefühl». Der Chef der Stadler Rail, der
ehemalige Nationalrat Peter Spuhler, gab im Sonntagsblick zu Protokoll, dass das
Mandat von Doris Leuthard «zum Wohle des Steuerzahlers» sei. Die CHF 90'000
Honorar für das Verwaltungsratsmandat werde von ihrer Bundesratspension abgezogen.
Es sei sinnvoller, wenn Bundesrätinnen und Bundesräte sich für den Werkplatz Schweiz
einsetzen würden, statt einfach ihre Pension zu erhalten. 50
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Eine Folge der eidgenössischen Wahlen 2019, die einen massiven Wahlgewinn der
Grünen und eine Niederlage der Polparteien mit sich gebracht hatten, waren die
virulenten Diskussionen um die Zusammensetzung und die Bestellung des Bundesrats.
Auf der einen Seite wurde eine neue Zauberformel gefordert. Das Parlament müsse bei
der Bestellung der Regierung rascher auf Veränderungen reagieren können. Auf der
anderen Seite wurden Reformen gefordert, die eine Erhöhung der Zahl der
Regierungsmitglieder, Koalitionsverhandlungen oder einen eigentlichen Systemwechsel
weg von der Konkordanzidee vorsahen.  

Die Zauberformel, die 1959 mit der Idee eingeführt worden war, dass die drei grössten
Parteien je zwei und die viertgrösste Partei einen Sitz erhalten soll, wurde durch die
aktuellen Wahlresultate gleich mehrfach in Frage gestellt. Jahrzehntelang passte die
Formel gut zu den Kräfteverhältnissen, weil die FDP, die CVP und die SP bei den
Nationalratswahlen jeweils mehr als 20 Prozent Wähleranteile hinter sich wussten und
die SVP auf jeweils etwas mehr als zehn Prozent zählen konnte. Eine erste Verschiebung
der Kräfteverhältnisse führte 2003 zu einem Sitzwechsel von der CVP zur SVP. Nach
einer durch die Nichtbestätigung von Christoph Blocher 2007 beginnenden
Übergangsphase, während der CVP, SVP und BDP je einen Sitz hatten, kehrte man mit
der Wahl von Guy Parmelin im  Jahr 2015 wieder zu dieser 2-2-2-1-Verteilung zurück –
neu mit der CVP als Juniorpartner. War diese Verteilung freilich schon 2015
hinterfragbar, geriet sie 2019 vollends in die Kritik, weil mit der SVP nur noch eine Partei
über 20 Prozent Wähleranteil verfügte (25.6%), aber vier Parteien neu über 10 Prozent
lagen: Die SP mit 16.8 Prozent, die FDP mit 15.1 Prozent, die Grünen mit 13.2 Prozent
und die CVP mit 11.4 Prozent. Diese Verteilung liess Raum für zahlreiche Rechenspiele,
die in den Medien für viel Gesprächsstoff sorgten und die Diskussionen im Vorfeld der
Bundesratswahlen anheizten.
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Eine neue Zauberformel wurde natürlich insbesondere von den Gewinnerinnen und
Gewinnern der eidgenössischen Wahlen 2019 gefordert. Die Frage war freilich, auf
wessen Kosten die Grünen einen Bundesratssitz erhalten sollten. Wahlweise
vorgeschlagen wurde, dass die CVP als neu kleinste Partei verzichten müsse. Aber auch
die FDP und die SP hätten eigentlich – je nach Berechnung – keinen Anspruch auf zwei
Sitze. Die GP selber forderte – unterstützt von der SP – den Sitz von FDP-Bundesrat
Ignazio Cassis. Mediale Aufmerksamkeit erhielt ein Vorschlag von Christoph Blocher,
der eine Proporz-Zusammensetzung vorschlug, die der SVP zwei Sitze und allen
anderen Parteien inklusive der GLP (die bei den Wahlen auf 7.8% Wähleranteil
gewachsen war) je einen Sitz zugestand. Freilich wurde in der Diskussion auch die Frage
laut, ob für die Berechnung der Zusammensetzung lediglich die Wählerprozente, also
nur die Zusammensetzung des Nationalrats, oder nicht vielmehr die Sitzverteilung in
National- und Ständerat herangezogen werden müssten. Auf der Basis der totalen
Anzahl Sitze aus beiden Kammern wäre die CVP (total 38 Sitze) wiederum stärker als die
GP (total 33 Sitze), was für den Status Quo sprechen würde.
Eine Erweiterung der Diskussion wurde durch die Überlegung geschaffen, nicht
Parteien, sondern Blöcke zu betrachten. Die NZZ schlug vor, den Polen – bestehend aus
SVP auf der einen und SP zusammen mit den Grünen auf der anderen Seite – je zwei
Sitze und den Parteien in der Mitte (FDP, CVP und allenfalls GLP) drei Sitze
zuzusprechen. Wenn die Grünen einen Sitz erhielten und die SP ihre beiden Sitze
behalten würde, dann wäre das linke Lager, das kumuliert auf rund 30 Prozent
Wählerstärke komme, stark übervertreten, so die Argumentation der NZZ. 

Als Problem für eine flexiblere Gestaltung der Regierungszusammensetzung wurde
zudem die variable Amtszeit der Bundesrätinnen und Bundesräte ausgemacht. Würde
die Amtszeit eines Regierungsmitglieds auf acht Jahre fixiert – inklusive der
Verpflichtung, nicht freiwillig vor Ablauf dieser Zeit zurückzutreten – ergäben sich bei
jeder Gesamterneuerungswahl Vakanzen, die eine Neuausrichtung der parteipolitischen
Zusammensetzung des Bundesrats vereinfachen würden, schlug CVP-Parteipräsident
Gerhard Pfister (cvp, ZG) als weitere – schon etwas ältere – Idee vor.

Ein weiteres, medial diskutiertes Problem der starren 2-2-2-1-Zauberformel war die
Repräsentativität des Bundesrats. Wurden 1959 durch die vier Regierungsparteien
noch 85 Prozent der Wählerschaft (gemessen anhand der Wählerprozente bei den
Nationalratswahlen) repräsentiert, sank dieser Wert aufgrund der zunehmenden
Volatilität, aber auch aufgrund der Ausdifferenzierung des Parteiensystems 2019
erstmals unter 70 Prozent (68.9%). Die «formule magique» verliere ihre Magie, urteilte
die Zeitung Le Temps auf Basis dieser Zahlen. In der Regierung müsse sich der Wille der
Wählenden unmittelbar niederschlagen; wer fordere, dass die Grünen ihren Wahlerfolg
in vier Jahren noch einmal bestätigen müssten, um einen Anspruch auf Einbindung in
die Regierung zu haben, sei deshalb «ein schlechter Demokrat», urteilte der Tages-
Anzeiger. Letztlich seien es «nicht die Wahlprozente, sondern die Mandatsträger im
National- und im Ständerat», welche über die Regierungszusammensetzung
entschieden. Dies sei «die eigentliche Machtarithmetik der Bundesratswahlen»,
kommentierte der emeritierte Historiker Urs Altermatt in der NZZ.  

Als Alternative zu einer neuen Zauberformel und als Möglichkeit einer besseren
Repräsentation wurde eine weitere alte Idee hervorgekramt: die Erhöhung der Zahl der
Regierungsmitglieder auf neun. Zwar waren in der Vergangenheit zahlreiche Vorstösse
für eine Umsetzung dieser Idee gescheitert – etwa im Rahmen der Staatsleitungs- und
Regierungsreform zu Beginn des Jahrtausends, aber auch bei Debatten zu einzelnen
Reformvorschlägen –, die elf Prozent Wähleranteil, die rein arithmetisch bei neun
Sitzen für einen Bundesratssitz reichen würden, würden aber ermöglichen, dass die
Grünen einen Sitz erhielten, ohne dass die CVP einen Sitz abgeben müsste, so ein
Argument in der Aargauer Zeitung. Insbesondere Christian Levrat (sp, FR) machte sich
in den Medien für die Erhöhung der Anzahl Regierungsmitglieder stark. Damit könne
nicht nur dem Anspruch der Grünen genüge getan werden, so der SP-Parteipräsident,
sondern es sei auch nicht mehr zeitgemäss, lediglich sieben Minister zu haben. Dies sei
weltweit fast einmalig wenig.  

Weitere Vorschläge stellten die Idee der Konkordanz grundsätzlich in Frage. Nicht die
wichtigsten Kräfte sollten in der Regierung vertreten sein, stattdessen müsse man ein
Oppositionssystem einführen, in welchem wahlweise eine Mitte-Rechts- oder eine
Mitte-Links-Regierung einer linken oder rechten Opposition gegenüberstehe, so ein
Vorschlag im Tages-Anzeiger. Auch die Idee, dass Parteien mit programmatischen
Koalitionsvorschlägen für die Regierung kandidieren könnten, würde das bestehende
Konkordanzsystem verändern. Man müsse aber in der Tat mehr über politische Inhalte
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als bloss über Formeln sprechen, forderte die Aargauer Zeitung. 

Man komme wohl in Zukunft nicht darum herum, die Regierungszusammensetzung nach
jeden Gesamterneuerungswahlen neu zu diskutieren, folgerte der Tages-Anzeiger.
Freilich steht die Konkordanz und die Zusammensetzung der Regierung schon seit
einigen Jahren und stets bei Bundesratswahlen zur Diskussion, nur um dann für die
nächsten vier Jahre wieder aus dem Fokus der Medien zu verschwinden. Um ebendies
nach den Bundesratswahlen 2019, die hinsichtlich Regierungszusammensetzung trotz
aller Reformdiskussionen den Status Quo zementierten, zu verhindern, schlug Gerhard
Pfister einen «Konkordanzgipfel» vor, wie ihn die Medien betitelten: «Wir müssen die
Zauberformel im Bundesrat, die Konkordanz in der Landesregierung, neu erfinden»,
gab Pfister im Sonntags-Blick zu Protokoll. Es gehöre zum Schweizer System, dass man
gemeinsam nach Lösungen suche, begrüsste GLP-Parteipräsident Jürg Grossen (glp, BE)
die Initiative der CVP. Alle Parteien waren sich einig, dass die Regeln den zunehmend
volatiler werdenden Wahlresultaten angepasst werden müssen. Wie diese Anpassung
auszusehen hat, blieb hingegen naturgemäss umstritten. 51

Dem neuen Bundespräsidenten bzw. der neuen Bundespräsidentin kommt am Anfang
des Amtsjahres jeweils die Aufgabe zu, die Inszenierung des jeweiligen Bundesratsfotos
festzulegen. Für das Bundesratsfoto 2020 zeichnete entsprechend Simonetta
Sommaruga verantwortlich. Vor einer alten Backsteinwand und von einem grossen
Scheinwerfer beleuchtet, sitzen oder stehen die Magistratinnen und Magistraten
zusammen mit dem Bundeskanzler auf einer schwarzen Bühne im Konzerttheater in
Bern, ein Musikensemble darstellend, worauf im Hintergrund ein leerer Cello-Koffer
hinweist. Eine gute Bundesratssitzung sei «wie ein gutes Konzert. Jeder gibt sein
Bestes», war die von der Bundesrätin verfasste Botschaft zum neuen Bild, das auf der
Rückseite mit einem QR-Code versehen ist, der auf von Sommaruga ausgewählte
Musikstücke verlinkt. 
Für die Medien ist das Portrait jeweils Anlass für Kommentare zum Regierungskollegium.
Man könne in Anbetracht der Unstimmigkeiten in der EU-Politik kaum von einem
Ensemble sprechen, urteilte etwa die Aargauer Zeitung. Der Tages-Anzeiger wusste zu
berichten, dass das Ensemble aus lauter Solisten bestehe, seien doch Einzelportraits
nicht vor Ort, sondern im Bundeshaus gemacht und anschliessend in einer
Fotomontage zusammengestellt worden, was es unter anderem erlaubt habe, den
Aussenminister gleich gross zu machen wie den Innenminister. In seiner Kolumne in der
Weltwoche beschrieb Peter Bodenmann das Ensemble als «Gute-Nacht-Orchester»; da
jede und jeder sein Bestes gebe, sei alles blockiert. 
Für weitere Schlagzeilen sorgte die Recherche von Le Matin Dimanche: Die
ursprüngliche Idee der Bundespräsidentin sei nämlich gewesen, die
Bundesratsmitglieder in Beatles-Manier wie auf dem «Abbey-Road»-Cover abzulichten,
um ihre Liebe zur Musik und die Bedeutung der Verkehrspolitik zu symbolisieren. Das
Vorhaben sei allerdings gestoppt worden, weil Juristinnen und Juristen des Bundes
Bedenken hinsichtlich Urheberrechts angemeldet hätten. Der Tages-Anzeiger unkte in
der Folge, dass es besser gewesen sei, auf dieses Cover zu verzichten, hätten sich die
Beatles doch nach diesem Album getrennt und hätten «keine Lust auf gemeinsames
Schaffen» mehr gehabt. 52

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 01.01.2020
MARC BÜHLMANN

Regierungspolitik

Die zwölfte Bundesratssitzung extra muros fand Ende März 2017 in Solothurn statt.
Erneut sollte mit der aussergewöhnlichen Mittwochssitzung die Verbundenheit der
Exekutive mit den Regionen der Schweiz zum Ausdruck gebracht werden. Im
Vordergrund stand denn auch der Kontakt mit der Bevölkerung. Nach Abschluss der
Sitzung trafen sich die Magistratinnen und Magistraten, begleitet von der Solothurner
Kantonsregierung, im Herzen der Altstadt zu einem Apéro mit den Bürgerinnen und
Bürgern. Es sei ein grosses Privileg, dass sich der Bundesrat ungezwungen, ohne
Grossaufgebot der Polizei und ohne Angst haben zu müssen mit der Bevölkerung treffen
dürfe. Mit Blick auf die Welt sei dies nicht selbstverständlich, hielt Bundespräsidentin
Doris Leuthard fest. Die Landesmütter und -väter wurden im Bad in der Menge in
zahlreiche Gespräche verwickelt und wurden auf ebensovielen Selfies verewigt. 53
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Ende März 2018 war St. Gallen Schauplatz der 13. Bundesratssitzung extra muros.
Bundespräsident Berset selber soll sich für die Stadt in der Ostschweiz stark gemacht
haben, nachdem die Landesregierung bereits 2015 eine entsprechende Einladung
erhalten habe. Nach der regulären Sitzung fanden sich die Magistratinnen und
Magistraten zu einem öffentlichen Apéro ein, das aufgrund des schlechten Wetters
nicht auf dem Klosterplatz, sondern im Pfalzkeller stattfand, und tauschten sich dort
mit der Bevölkerung aus. Rund 800 Personen feierten «den Bundesrat wie ein
Fussballteam» – so titelte das St.Galler Tagblatt. Mit einem Mittagessen zusammen mit
der kantonalen Regierung wurde der Ausflug beendet. 54

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 28.03.2018
MARC BÜHLMANN

Neben der mittlerweile traditionellen Bundesratsreise nutzt die Landesregierung mit
der sogenannten Bundesratssitzung extra muros eine weitere Möglichkeit, sich mit der
Bevölkerung zu treffen. 2019 zog es den Bundesrat hierfür nach Zürich, wo er sich mit
dem Zürcher Regierungsrat und mit der Bevölkerung im Innenhof des Landesmuseums
traf. Rund 150 Personen nutzten die Gelegenheit, sich mit den Magistratinnen und
Magistraten zu treffen. «C’est là que nous rencontrons nos chefs et vérifions s’ils sont
contents de nous», gab Bundespräsident Ueli Maurer in der Zeitung Le Temps zu
Protokoll. Es gehöre wohl tatsächlich zu den Eigenarten und zu den Stärken der
Schweizer Demokratie, dass die Landesregierung in corpore mit dem Zug in eine Stadt
fahre, um dort ausserordentlich zu tagen und sich mit der Bevölkerung auszutauschen.
Dies sei in keinem anderen Land ohne bewaffnete Sicherheitstruppen,
Metalldetektoren oder Gepäckdurchleuchtung vorstellbar, befand etwa der Tags-
Anzeiger. 55

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 15.05.2019
MARC BÜHLMANN

Bundesverwaltung - Personal

«Walter Buser galt als vorsichtig und besonnen [...], ein Schaffer im Hintergrund,
ehrgeizig und zuverlässig», war im Nachruf über den ersten und einzigen Bundeskanzler
der SP im Tages-Anzeiger zu lesen. 1926 geboren, studierte Buser
Rechtswissenschaften und war nebenher für sozialdemokratische Tageszeitungen als
Redaktor tätig – später war er Chefredaktor der «Sozialdemokratischen
Bundeshauskorrespondenz». Nach einer ausserordentlichen Professur an der
Universität Basel trat er 1965 in die Bundesverwaltung ein und leitete dort den Rechts-
und Informationsdienst des EDI. 1968 wurde er Vizekanzler und 1981 wurde er in einer
Kampfwahl gegen Konkurrenten aus der CVP und der SVP zum Bundeskanzler gewählt.
Ursächlich dafür, dass er im vierten Wahlgang vor allem auch von der FDP unterstützt
wurde, waren die guten Kontakte Busers zu den Medien. In seiner 10-jährigen Amtszeit
führte Walter Buser denn auch ein, dass die Regierung regelmässig Pressekonferenzen
abhielt, und war federführend bei der Broschüre «Der Bund – kurz erklärt», die in
einfacher Sprache das politische System der Schweiz erklärt und auch heute noch
regelmässig neu verfasst wird. Buser war zudem treibende Kraft bei der Reform des
Abstimmungsverfahrens für Volksinitiativen mit Gegenentwurf. 
Fast wäre Walter Buser auch Bundesrat geworden. Er spielte nämlich eine Nebenrolle
bei der Nichtwahl von Lilian Uchtenhagen (sp, ZH). Weil die designierte
Sozialdemokratin den Bürgerlichen nicht genehm war, streckten diese ihre Fühler nach
einem Sprengkandidaten aus und fragten dabei auch den amtierenden Bundeskanzler
an. Dieser soll aber nach einem Gespräch mit dem damaligen SP-Parteipräsidenten
Helmut Hubacher (sp, BS) abgesagt haben. Buser ging 1991 in Pension und übernahm
1993 die Präsidentschaft des Forum Helveticum. Mitte August 2019 verstarb der
gebürtige Baselbieter im Alter von 93 Jahren. 56

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 17.08.2019
MARC BÜHLMANN

1) TA und Blick, 26.2.90 (SVP-DV); SVP-Pressedienst, 1990, Nr. 13, S. 2 ff.
2) TA vom 19.8.91; CdT vom 23.8.91; Presse vom 31.8.91; TA vom 7.11.91; SGT vom 9.11.91.
3) Presse vom 9.11.91 (Formel und Programm); TA, 14.11.91 (Personen); NZZ, 25.11., 29.11. und 10.12.91 (weitere Gespräche zu
Politikbereichen). Vgl. auch LZ, 3.12.91.
4) BZ, 31.10.91.
5) Gesch.ber. 1992, Teil I, S. 47 ff.; Presse vom 26.6. und 13.11.92; NZZ, 23.10.92.
6) Meinungsumfragen: z.B. 24 Heures, 22.1.93. Eheverhältnisse: Blick, 15.1.93. Anonyme Anschuldigungen: Blick, 3.2.93;
Presse vom 4.2.-6.2.93; SoZ, 7.2.93. Strafanzeige: Presse vom 10.2.93; Suisse, 15.6.93. Vgl. dazu auch Lit. „Duttweiler (1993).
Adieu Monsieur: Chronologie einer turbulenten Bundesratswahl.“ sowie Presse vom 12.6.-14.6.93.
7) Siehe dazu beispielsweise NZZ, 14.1., 6.2. und 19.2.93; WoZ, 22.1.93; LNN, 13.2.93; TA, 18.2.93. Vgl. auch NZZ, 30.1.93 und
Presse vom 10.3.93.; Vgl. auch Presse vom 11.3. und 12.3.93 sowie WoZ, 12.3.93. Zu den Diskussionen um die einmal mehr
gerettete Zauberformel siehe auch Bund, LNN, NZZ und TA vom 13.3.93; L. Neidhart in NZZ, 15.3.93; Y. Papadopulos in NQ,
16.3.93; NZZ, 26.3.93; P. Vollmer in Bund, 14.4.93.
8) Bund, 22.6.94; Presse vom 30.6.94.; TA, 15.6.94; NZZ, 18.6.94 (Studie von C. Longchamp); Presse vom 22.6.94; B. Wernli /
P. Sciarini / J. Barranco, Analyse der eidgenössischen Abstimmungen vom 12.Juni 1994, VOX Nr. 53, Adliswil/Bern 1994.
9) Presse vom 15.1.-11.3.98. Couchepin: NZZ, 13.2.98. Petitpierre: Bund, 18.2.98; Lib., 19.2.98; JdG, 28.2.98 (Kandidatur); NZZ

01.01.90 - 01.01.20 21ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



und BZ, 4.3.98; Express, 5.3.98 (Wohnsitzwechsel). Frey: LT, 19.2.98. FDP-VD: 24 Heures, 20.1.98; NZZ, 21.1.98.
10) Presse vom 15.1. und 16.1.98; AZ, 19.1.98 (Frauen); JdG, 23.1.98 (Verzicht Langenbergers); 24 Heures, 10.2.98 und BZ,
19.2.98 (Forderung nach Frauenkandidatur); Presse vom 27.2.98 (Kandidatur).
11) Presse vom 28.2. (Delegiertenrat) und 4.3.98 (Fraktion).
12) Presse vom 11.12. und 15.12.03 (Reaktionen und Demonstrationen); NZZ, 11.12.03 (CVP- und FDP-Frauen); TA, 12.12.03
(Economiesuisse-Direktor Ramsauer).
13) Für die persönliche Bilanz von Blocher nach einem Jahr im BR und die Kommentare dazu vgl. Presse vom 21.12.04 sowie
die Interviews mit Blocher in Bund, BZ und NZZ vom 22.12.04.; Presse vom 27.9.04. Vgl. dazu auch AB SR, 2004, S. 488 sowie
das Interview mit BR Couchepin in NZZ am Sonntag, 3.10.04 und Presse vom 5.-8.10.04.; Vgl. dazu etwa die Kommentare zu
seinem Auftritt in der TV-Abstimmungsdiskussion „Arena“ über die Bürgerrechtsreform in AZ und SGT vom 11.9.04.
14) BZ, 2.12.05; TA, 3.12.05; LT, 8.12.05 (GPK); Presse vom 16.12.05.; BZ, 28.1.05; TA, 21.4.05
15) Presse vom 28.4. und 29.4.06; AZ, 1.5.06 (Deiss an CVP-DV). Siehe auch Lit. „Hug (Hg.) (2006). Joseph Deiss und die
Schweiz.“
16) Führungsprinzipien: 26.6.07, BZ, 30.6.07 und TA, 2.7.07. Gegnerpublikation: LT, 9.2. und 10.2.07; Lib., 1.9. und 16.11.07.
Blocher-TV: So-Blick, 16.9.07; NZZ, 17.9.07; TA, 24.10.07; Lit. Ackeret und Lit. Gross. 
17) Bund, 29.1.07; AZ, 16.2.07; SoZ, 2.11.07. 
18) SoZ, 15.7.07; NZZ, 16.7.07; AZ, 17.7.07 (CVP); NZZ, 7.7.07 (GP); Bund und Express, 28.8.07; TG, 4.9.07 (SVP-Inserat) sowie
Presse vom 7.9. und 12.9.07 (SVP); Lib., 8.9.07 (Couchepin).
19) Presse vom 13.12. und 14.12.07.
20) Presse vom 13.11.08. Zur Rücktrittserklärung siehe auch AB NR, 2008, S. 1994 ff.; SVP und Bortoluzzi: AZ, 14.1.08.
Sonntagszeitungen: u.a. So-Blick, 29.6.08. Kritik an Schmids Verhalten und Informationspolitik im Fall Nef und
Rücktrittsforderungen: Presse vom 16.-26.7.08; Presse vom 5.9. und 6.9.08.
21) Presse vom 1.-11.6.09. Nominationen: Bund, 9.7.09 (Burkhalter); LT, 24.7.09 (Brunschwig Graf und Lüscher); Presse vom
7.8.09 (Broulis); AZ, 11.8.09 (Pelli); Presse vom 29.8.09 (Fraktion).; SN, 17.2.09; Lib., 21.7.09 (Darbellay); NLZ und NZZ, 13.6.09;
Bund und BZ, 15.6.09 sowie Presse vom 16.-18.6.09 (Schwaller und Sprachenfrage); Bund, 19.8.09 und Lib., 25.8.09 (CVP-FR);
BaZ, 29.8.09 und Presse vom 9.9.09 (Fraktion).
22) NZZ, 19.4.10.
23) Die Presse war voll mit Spekulationen und möglichen Szenarien. Überblicke finden sich bei: So-Bli, 11.9.11; NZZ, 25.10.,
29.10. und 24.11.11; BZ, 8.11.11; LT, 16.11.11; AZ, 24.11.11; Blick 3.12.11; BaZ, 9.12.11; SGT und BZ, 13.12.11.; Zur Konkordanz-Debatte
vgl. die Beiträge in der NZZ vom 21.1., 1.2., 8.2., 11.2., 17.2., 23.2., 2.3., 8.3., 16.3., 22.3. und 30.3.11.
24) NLZ, 29.12.11; SGT, 30.12.11.
25) Bundesratsphoto 2015; Ältere Bundesratsphotos 2008 bis 2014; AZ, Blick, NZZ, TA, TG, 3.1.15; SoZ, 4.1.15; QJ, 5.1.15; WW,
8.1.15
26) So-Bli, 1.2.15; Blick, 3.2., 4.2.15; BaZ, Blick, SGT, 5.2.15; Blick, 7.2.15; WW, 12.2.15; SO, 15.2.15; AZ, 19.2.15; WW, 26.2.15
27) Medienmitteilung BR vom 2.7.2015 ; Medienmitteilung BR vom 3.7.2015 ; Blick, 3.7.15; Lib, SGT, 4.7.15
28) Bundesratsphoto 2016; SO, So-Bli, 3.1.16; Lib, 4.1.16; WW, 7.1.16
29) Rire est bon pour la santé; Blick, TA, 9.3.16; AZ, 10.3.16; AZ, Blick, 12.3.16; So-Bli, SoZ, 13.3.16
30) AB NR, 2016, S. 633 ff.; BaZ, Blick, TA, 27.4.16; BaZ, Blick, TA, WW, 28.4.16; BaZ, Blick, TG, 29.4.16; AZ, BaZ, 30.4.16; SO,
So-Bli, SoZ, 1.5.16; NZZ, 2.5.16; WW, 5.5.16
31) AZ, CdT, Exp, SGT, TA, 10.6.16; Exp, 14.6.16
32) NZZ, TA, TG, 8.8.16; WW, 11.8.16
33) LZ, 7.10.15; WW, 12.11.15; Lib, 8.7.16; TG, 16.7.16; BaZ, 11.8.16; Blick, 17.9.16; SO, 18.9.16; SGT, TA, 13.10.16; SGR, TA, 14.10.16;
TA, TG, 15.10.16; SoZ, 16.10.16; BaZ, 4.11.16; SO, So-Bli, 27.11.16; TG, 2.12.16; LT, NZZ, 20.12.16; BaZ, 18.2.17; TA, 22.2., 23.2.17
34) Mitteilung der Ostschweizer Kantonsregierungen vom 11.03.2016; NZZ, 2.11.15; CdT, 19.11.15; NZZ, 2.12., 8.12.15; SGT,
10.12.15; TA, 11.12.15; Lib, 14.12.15; TZ, 11.3.16; NZZ, 16.3.16; SGT, 12.10.16; NZZ, 13.10.16; AZ, TZ, 14.10.16; NZZ, 15.10.16; WW,
20.10.16; NZZ, 23.3.17; AZ, NZZ, 16.6.17; AZ, 17.6.17; TG, 22.6.17; SoZ, 25.6.17; Lib, 26.6.17; NZZ, 13.7.17; AZ, 15.7., 18.7.17; Blick,
26.7.17; LMD, 31.7.17; SGT, 2.8.17
35) Bundesratsfoto 2017; NZZ_online vom 31.12.2016; SO, So-Bli, SoZ, 1.1.17; LT, 4.1.17; WW, 5.1.17; BLZ, 25.1.17
36) Koller, Arnold (2014). Aus der Wertkstatt eines Bundesrates. Zürich. ; Villiger, Kaspar (2017). Die Durcheinanderwelt.
Irrwege und Lösungsansätze. Zürich. ; LZ, 24.1., 25.1.17; WW, 16.2.17
37) NZZ, 26.5.17
38) Medienmitteilung BR vom 6.7.2017; Medienmitteilung BR vom 7.7.2017; NZZ, 5.7.17; AZ, BaZ, Blick, 7.7.17
39) Lib, 2.8.17; BaZ, 3.8.17; Blick, NZZ, 4.8.17; BaZ, 5.8.17; TG, 16.8.17; AZ, 21.9.17
40) TA, 1.4.17; AZ, 29.9.17
41) Bundesratsfoto 2018; AZ, 30.12.17; LMD, 1.1.18; BaZ, 2.1.18; BaZ, LT, Lib, 3.1.18; WW, 4.1.18
42) Medienmitteilung BR vom 6.7.18; AZ, Blick, NZZ, 6.7.18; So-Bli, 8.7.18; BaZ, 11.7.18
43) Lutz (2018). Bundesräte gehen wann es ihnen passt.; NZZ, 27.4.18; AZ, BaZ, CdT, NZZ, 28.4.18; BaZ, TA, 2.5.18; AZ, 15.9.18;
LT, Lib, 19.9.18; TA, 20.9.18; Blick, 22.9.18; AZ, Blick, 25.9.18; AZ, BaZ, Blick, CdT, LT, Lib, NZZ, SGT, TA, TG, 26.9.18; TA, WW,
WoZ, 27.9.18; SGT, 28.9.18
44) WW, 23.8.18; Lib, 21.9.18; AZ, 25.9.18; AZ, BaZ, Blick, CdT, LT, Lib, NZZ, SGT, TA, TG, 28.9.18; AZ, BaZ, 29.9.18
45) SoZ, 3.12.17; TA, 4.12.17; WW, 7.12.17; TA, 13.12.17; SoZ, 20.5.18; TA, 22.5.18; BaZ, 23.5.18; AZ, Blick, TA, 19.10.18; WW,
25.10.18
46) NZZ, 17.11.17; So-Bli, 19.11.17; AZ, LMD, 20.11.17; LT, LZ, NZZ, 21.11.17; SoZ, 26.11.17; AZ, 2.12., 9.12.17; BU, 28.12.17; NZZ, 9.1.18;
Blick, 12.1.18; TA, 13.1.18; AZ, 16.1.18; TA, 22.1.18; NZZ, 12.2.18; TA, 19.2., 22.2.18; WW, 8.3.18; AZ, 13.3.18; TA, 22.3.18; Blick,
29.3.18; LT, 31.3.18; NZZ, 27.4.18; AZ, LZ, Lib, TA, 28.4.18; TA, 30.4.18; LZ, 1.5.18; WW, 3.5.18; LZ, 4.5.18; NZZ, 5.5.18; TA, 7.5.,
8.5.18; WW, 10.5.18; BU, 15.5.18; LMD, 29.5.18; LMD, NZZ, 30.5.18; BU, 8.8.18; WW, 23.8.18; AZ, NZZ, WW, 30.8.18; LT, NZZ,
31.8.18; SGT, 8.9.18; Lib, 21.9.18; AZ, 22.9.18; AZ, NZZ, 25.9.18; BaZ, 27.9.18
47) Bundesratsfoto 2019; Medienmitteilung BR vom 31.12.2018; BaZ, 2.1.19; Blick, LT, 3.1.19; WW, 4.1.19; LT, TG, 5.1.19
48) TA, 20.6.19; OWZ, 26.6.19; Blick, LZ, 5.7.19; BaZ, Blick, NWZ, 6.7.19
49) NZZ, 14.9.19; AZ, 28.12.19
50) AZ, Blick, NZZ, TA, 22.11.19; So-Bli, 24.11.19
51) NZZ, 21.10.19; TA, 22.10.19; AZ, LT, 23.10.19; NZZ, 26.10.19; Blick, NZZ, TA, 28.10.19; TA, 29.10.19; CdT, 30.10.19; So-Bli,
3.11.19; Lib, 9.11.19; NZZ, 16.11.19; TA, 22.11.19; AZ, TA, 23.11.19; So-Bli, 24.11.19; TA, 25.11.19; AZ, 27.11., 7.12.19; AZ, LT, Lib, NZZ,
9.12.19; Lib, 10.12.19; NZZ, WW, 12.12.19; SoZ, 15.12.19; AZ, 19.12.19; TA, 7.1.20; WW, 9.1.20
52) Bundesratsfoto 2020; AZ, TA, 3.1.20; SoZ, 5.1.20; TA, 8.1.20; WW, 9.1.20; AZ, 11.1.20
53) SZ, 2.3., 28.3.17; LT, SZ, TA, 30.3.17
54) SGT, 7.3., 20.3., 27.3., 28.3., 29.3.18; AVF, 31.3.18
55) TA, 10.4.19; BaZ, LT, NZZ, TA, 16.5.19
56) Medienmitteilung BR vom 21.8.19; TA, 22.8.19

ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.90 - 01.01.20 22


